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Landkreis Stendal   Stendal, den 02.02.2015
Der Landrat 

Ausschreibung

Im  Jugendamt  des Landkreises Stendal ist zum nächstmöglichen Termin die Stelle eines/einer

Sachbearbeiters/Sachbearbeiterin
im Sozialpädagogischer Dienst

befristet für ca. 1 Jahr als Vertretung für die Mutterschutz-/Elternzeit zu besetzen.

Das breit gefächerte Aufgabengebiet gemäß SGB  VIII umfasst (keine abschließende Aufzählung):

•  Beratung und Unterstützung von jungen Menschen und Familien 
•  Hilfen an Personensorgeberechtigte, Kinder, jugendliche und junge Volljährige
•  Vorläufige Maßnahmen zum Schutz von Kindern /Inobhutnahme
•  Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten, auch in Verfahren des internationalen Famili-
 enrechts
• Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung
• Bereitschaftsdienst außerhalb der betriebsüblichen Dienstzeiten  nach Plan 
 Aufgaben i.S. von Krisenintervention nach SGB VIII  
 
Gesucht wird eine verantwortungsbewusste, leistungsbereite und einsatzfreudige Persönlichkeit, die ein 
hohes Maß an menschlicher Kompetenz  und kindeswohlorientiertes Denken und Handeln besitzt. Die 
Fähigkeit, eigenverantwortlich und teamorientiert zu arbeiten, wird vorausgesetzt. Wir erwarten Belast-
barkeit in Krisensituationen, Frustrationstoleranz, Kritik – und Kommunikationsfähigkeit, Toleranz ge-
genüber anderen Menschen, Empathie und die Fähigkeit, professionelle Distanz halten zu können.
 
Besonders geeignet ist diese Stelle für eine/n ausgebildeten 
• Diplom-Sozialarbeiter/in (FH) mit staatlicher Anerkennung
• Diplom-Sozialpädagogen/in (FH) mit staatlicher Anerkennung,
• Diplom-Pädagoge/Pädagogin (Fachrichtung Erziehungswissenschaft mit Schwerpunkt Sozialpä-
 dagogik)

Die Möglichkeit der Bewerbung steht auch Absolventen anderer vergleichbarer Studiengänge offen, so-
weit der Studienschwerpunkt bzw. der Studieninhalt  den Bewerber/die Bewerberin zur Wahrnehmung 
dieser Aufgabe befähigt.
Erfahrungen in der Kinder- und Jugendhilfe sind ausdrücklich erwünscht.

Der Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse B  und der Einsatz eines privaten Kraftfahrzeuges gegen Entschä-
digung  sowie Kenntnisse im Umgang mit  moderner PC-Technik werden vorausgesetzt.

Der Arbeitsort ist der Landkreis Stendal und die wöchentliche Arbeitszeit  beträgt 40 Wochenstunden. 
Die Vergütung erfolgt nach dem Tarifvertrag für den  Öffentlichen Dienst (TVöD)

Da der Landkreis Stendal um die berufliche Förderung von Frauen bemüht ist, werden Frauen ausdrück-
lich ermutigt, sich zu bewerben.
Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung und Befähigung bevorzugt eingestellt. 

Nähere Auskünfte zum Aufgabenfeld erteilt auf Wunsch die Amtsleiterin des Jugendamtes Frau Müller 
(Tel. 03931/607209)

Ihre aussagefähigen Bewerbungsunterlagen (tabellarischer Lebenslauf mit ausführlichen beruflichen 
Werdegang,  Lichtbild, Kopien der Bildungsabschlüsse und evtl. Beurteilungen über ihre bisherige Tätig-
keit) richten Sie bitte bis zum 27.02.2015 unter der Reg.-Nr.: II/2015 an den Landkreis Stendal, Haupt- 
und Personalamt, Sachgebiet Personal, Hospitalstr. 1-2, 39576 Stendal.

Carsten Wulfänger

Landkreis Stendal Stendal, den 03.02.2015
Der Landrat 

Interne/ Externe Ausschreibung

Im  Jugendamt  des Landkreises Stendal sind zum nächstmöglichen Termin zwei Stellen 
eines/einer

Sachbearbeiter-/in für die Durchführung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
(BEEG)

                                                                 
befristet bis zum 31.12.2016 zu besetzen.

Carsten Wulfänger



Beschreibung der Arbeitsaufgaben:*)

Durchführung des BEEG
- Beratung zu Fragen der Inanspruchnahme von Elterngeld und Elternzeit
- Bearbeitung von Anträgen auf Bundeselterngeld und Fertigen von Bescheiden
- Bearbeitung von Härtefällen und verfahrensrechtlichen Angelegenheiten im Zusammen-
 hang mit dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) sowie Erstattungsansprü-
 che anderer Leistungsträger nach § 102 ff SGB X 
- Druck von Originalbescheiden sowie Zahlbarmachung des Elterngeldes
- Fristenüberwachung 
- Prüfung auf Einleitung von Ordnungswidrigkeitsverfahren nach § 14 BBEG
- Bearbeitung von Anträgen auf Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen 
 aus überzahltem Elterngeld sowie Einleitung von Vollstreckungsangelegenheiten
- Durchführung der Abhilfeprüfung in Widerspruchsangelegenheiten
- Statistische Erhebungen

Die Bearbeitung des Elterngeldes ist eine  Aufgabe im übertragenen Wirkungskreis und folgt 
streng vorgegebenen Abläufen. Entsprechende Weisungen erfolgen durch das Landesver-
waltungsamt.

Anforderungsprofil:
(1) Fachliche Voraussetzungen
- Verwaltungsfachwirt/in, Verwaltungsbetriebswirt/in, Dipl.-Verwaltungswirt/in oder ein 
 gleichwertiges abgeschlossenes Studium  

(2) Persönliche Voraussetzungen
- Sehr gute IT-Kenntnisse
- Fahrerlaubnis Klasse B
- Beratungs- und Kommunikationskompetenz auch in schwierigen Gesprächssituationen
- Psychische und physische Belastbarkeit auch unter Arbeitsdruck

wöchentliche Arbeitszeit:  40 Wochenstunden
Arbeitsort:                       Stendal
Entgeltgruppe:  9    TVöD

Richten Sie bitte Ihre Bewerbung bis zum 27.02.2015 unter der Reg.-Nr.: I/2015 an den 
Landkreis Stendal, Haupt- und Personalamt, Sachgebiet Personal, Hospitalstr. 1-2.

Carsten Wulfänger

*) Keine erschöpfende Aufzählung, es werden nur die wesentlichsten Arbeitsaufgaben genannt.

Landkreis Stendal

Öffentliche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie öffentliche Auslegung des 
1. Entwurfes der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplanes Altmark (REP Alt-
mark) 2005 um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Ent-
wicklung der Siedlungsstruktur“

Die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark hat auf ihrer 61. Regionalversammlung am 
25.06.2014 nachfolgenden Beschluss gefasst:

Beschluss zum 1. Entwurf der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan 
„Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“.

Nach Abschluss der Prüfung durch die oberste Landesplanungsbehörde, erfolgt dann die Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange sowie die öffentliche Auslegung, gemäß §§ 3b und 
7 Abs. 4 und 5 LPlG LSA, in den Kreis- und Gemeindeverwaltungen. Die Anregungen und 
Bedenken sind in einer Frist von zwei Monaten nach Bekanntgabe mitzuteilen. Der Entwurf 
wird für einen Monat öffentlich ausgelegt.  

Die oberste Landesplanungsbehörde hat mit Datum vom 18.08.2014 die Prüfung, gemäß § 7 
Abs. 2 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, mit Hinweisen abgeschlossen.

Die allgemeinen Vorschriften über Raumordnungspläne sind geregelt in § 8 ROG i.V.m. 
§ 3 LPlG LSA. Gemäß § 9 ROG ist bei der Aufstellung vom Raumordnungsplänen nach § 
8 ROG, von der für den Raumordnungsplan zuständigen Stelle, eine Umweltprüfung durch-
zuführen.

Nach § 7 Abs. 5 ROG ist der 1. Entwurf der Ergänzung des REP Altmark um den sachlichen 
Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“ eine 
Begründung beizufügen.

Der Inhalt der Regionalen Entwicklungspläne ist festgelegt in §  8 ROG i.V.m. § 6 LPlG 
LSA. 

Die Leitvorstellung der Raumordnung ist in § 1 Abs. 2 des ROG abschließend bestimmt.  
   
Gemäß § 10 ROG ist die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen von der Aufstellung zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum 

Entwurf des Raumordnungsplanes und seiner Begründung zu geben.  

Die Vorschläge, Hinweise und Bedenken sind innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
(§ 10 ROG) nach Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal, spätestens bis zum 
18. April, beim Landkreis Stendal, Hospitalstraße 1-2, 39576 Stendal, Zimmer 011 (Büro 
des Kreistages), oder bei der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, 
Ackerstraße 13, 29410 Salzwedel, einzureichen.

Die Bekanntgabe erfolgt in den Amtsblättern des Altmarkkreises Salzwedel und des Land-
kreises Stendal am 18. Februar 2015 und kann auch unter www.altmark.eu abgerufen wer-
den.
Gleichzeitig erfolgt die Bekanntgabe in den jeweiligen Amtsblättern der Einheits- und Ver-
bandsgemeinden des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises Salzwedel entsprechend 
den jeweiligen Formvorschriften.

Wenn Anregungen und Bedenken zum Planentwurf mit Umweltbericht vorgetragen werden, 
bitte ich: 

- gezielt die betroffene Aussage des REP Altmark bzw. des Umweltberichtes unter Bezug auf 
die konkrete Gliederungsnummer des Planentwurfes zu benennen, 
- die Anregungen und Bedenken zu begründen und 
- gegebenenfalls konkrete Änderungsvorschläge zu formulieren. 

Für die zusätzliche Zusendung Ihrer Stellungnahme in digitaler Form (Word-Dokument) auf 
Diskette, CD oder als E-Mail an stellungnahmen@rpg-altmark.de wäre ich Ihnen dankbar. 

Sollte bis zum o.g. Termin keine Stellungnahme von Ihnen vorliegen, geht die RPG Altmark 
davon aus, dass keine Einwände gegen den Entwurf der Ergänzung des 
Regionalen Entwicklungsplanes Altmark um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Da-
seinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“ bestehen.

Nach Ende der Beteiligungsfrist eingehende Stellungnahmen können nicht berücksichtigt 
werden, da auf Grund des begrenzt zur Verfügung stehenden Zeitraumes keine Fristverlän-
gerung gewährt werden kann.  

Die Unterlagen können während der Sprechzeiten in den Räumen des Landkreises Stendal, 
Hospitalstraße 1-2, 39576 Stendal, Zimmer 011 (Büro des Kreistages), sowie in der Ge-
schäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwe-
del, nach der Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal, ab dem 18. Februar 2015 
eingesehen werden. 

Sprechzeiten Landkreis Stendal:

Montag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 16:00 Uhr
Dienstag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 17:00 Uhr
Mittwoch:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 15:00 Uhr
Donnerstag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 17:00 Uhr
Freitag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr

Geschäftszeiten: Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Dienstag:  9:00 Uhr – 11:30 Uhr und 14:00 Uhr – 17:00 Uhr
Donnerstag: 14:00 Uhr – 16:00 Uhr

Stendal, den 11. Februar 2015

                                                                        

Carsten Wulfänger
Landrat

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Bekanntmachung  
der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark  gemäß § 11 ROG

Genehmigung der 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Alt-
mark (REP Altmark 2005) um den sachlichen Teilplan „Wind“

Gemäß § 11 Abs. 1 i.V.m. § 28 Abs. 1 Satz 2 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2986) zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), wird hiermit öffentlich bekannt gemacht:

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark (RPG Altmark) 
hat, auf Antrag der Gemeinde Beetzendorf, auf ihrer 54. Sitzung am 19.12.2012 den Be-
schluss Nr. 10/2012 gefasst, ein Verfahren gemäß Punkt 5.4.6.3. Z der Ergänzung des REP 
Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“ einzuleiten.
Das zuständige Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt 
hat die beschlossene 1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen 
Teilplan „Wind“ mit nach folgendem Bescheid vom 08.12.2014 genehmigt. 

Die 1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“, 
einschließlich Begründung mit Umweltbericht, sowie die zusammenfassende Erklärung und 
eine Aufstellung der vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen können jederzeit bei der Ge-
schäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwe-

Amtsblatt für den Landkreis Stendal vom 18. Februar 2015, Nr. 4
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Carsten Wulfänger
Landrat



del kostenlos durch jedermann, während der jeweiligen Dienst- und Sprechzeiten eingesehen 
werden.

Weiterhin wird die 1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen 
Teilplan „Wind“ für die Planungsregion Altmark, einschließlich Begründung mit Umwelt-
bericht, der zusammenfassenden Erklärung und der Aufstellung der Überwachungsmaßnah-
men unter der Adresse www.altmark.eu in das Internet eingestellt und kann dort abgerufen 
werden.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften und die damit verbundenen Rechtsfolgen wird wie folgt hingewiesen:

Gemäß den gesetzlichen Regelungen werden eine Verletzung der in § 9 Abs. 2 LPlG LSA 
i.V.m. § 28 Abs.2 Satz 2 ROG und § 12 Abs. 5 ROG genannten Vorschriften und beacht-
liche Mängel des Abwägungsvorgangs unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit der Bekanntmachung des Raumordnungsplans gegenüber dem für die Aufstellung des 
Regionalen Entwicklungsplanes zuständigen Planungsträger geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung der betreffenden Vorschriften bzw. den Mangel des 
Abwägungsvorganges begründen soll, ist bei der Geltendmachung darzulegen.

Die Geltendmachung muss innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der Genehmigung 
der 1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“ 
gegenüber der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark (Regionale Planungsgemeinschaft 
Altmark, Ackerstraße 13 in 29410 Salzwedel in der vorgenannten Weise erfolgen.

Insoweit wird darauf hingewiesen, dass die Genehmigung der 1. Änderung der Ergänzung 
des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“ entsprechend § 7 Abs. 7 LPlG 
LSA und Satzung der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark in den Amtsblättern des 
Altmarkkreises Salzwedel und des Landkreises Stendal bekannt gemacht wird und die 
1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“ 
gemäß § 11 Abs. 1 ROG mit der Bekanntmachung in Kraft tritt.

Salzwedel, den 09.02.2015
     

Vorsitzender   
Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Genehmigungsbescheid des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr des 
Landes Sachsen-Anhalt vom 08.12.2014  für die 1. Änderung der Ergänzung des Re-
gionalen Entwicklungsplans Altmark (REP Altmark) 2005 um den Sachlichen Teilplan 
„Wind“

1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Altmark (REP Altmark 
2005) um den sachlichen Teilplan „Wind“
Hier: Antrag der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark vom 23.10.2014 auf Genehmi-
gung gemäß § 7 Abs. 6 LPlG

Dazu übergeben:
1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Altmark (REP Altmark) 
 2005) um den sachlichen Teilplan „Wind“ gemäß Beschluss der Regionalversammlung 
 vom 17.09.2014 in 5-facher Ausfertigung
2. Verfahrensunterlagen zur Aufstellung der 1. Änderung der Ergänzung des REP Altmark 
 2005 um den sachlichen Teilplan „Wind“  

Das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr erlässt in der o.g. Angelegenheit fol-
genden       

Bescheid

1. Die von Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark am 
17.09.2014 beschlossene 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans 
Altmark (REP Altmark 2005) um den sachlichen Teilplan „Wind“ wird mit Maßgaben ge-
nehmigt.
a)   Dem Plan ist ein Deckblatt mit allen relevanten Angaben voranzustellen.
b)   II. Aufhebung von Festlegungen  des Regionalen Entwicklungsplans Altmark 2005 Seite 
4/7. Zeichnerische  Darstellung

Der Punkt ist an dieser Stelle sowie entsprechend in der Gliederung einschließlich der Karte 
Nr. 2 zu streichen.

c)   III. 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Altmark (REP Alt-
mark 2005) um den sachlichen Teilplan "Wind" entsprechend Verfahren gemäß  Ziffer 
5.4.6.3.
a)   ln Z 5.4.6.2. Seite 4, Satz 2 sind die Worte   ... "in Verbindung mit dem Nutzungskonzept 
(Anlage 1)".... zu streichen. 
b)   7. Zeichnerische Darstellung/ Seite 5

Dieser Punkt ist wie folgt zu ergänzen bzw. zu ändern: "Das unter 5.4.6.2. Z
festgelegte Vorranggebiet zur Nutzung der Windenergie mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten Nr. XXVIII Tangein sowie das unter 5.4.3.2. Z verkleinerte Vorranggebiet zur 
Wassergewinnung Nr. XXVI Siedenlangenbeck Süd/Tangeln werden in der Zeichnerischen  
Darstellung (Karte 1) kartographisch festgelegt.

d)   IV. Begründung zu 5.4.6.2. Z

Auf Seite 8, 4. Absatz von unten, letzter Satz sind nach dem Wort "Nutzungskonzept" die 

Worte "Bestandteil und" zu streichen.

e)  VI. Anlagen und Kartenverzeichnis/Seite 39
a.   Entsprechend der Wertigkeit ist die derzeitige Anlage 1 an den Schluss zu setzen.
b.  ln der Bezeichnung der Karte 1 sind die Worte "AO Format" zu streichen. c.  Karte 2 ist 
zu streichen (siehe oben)
d.  Karte 3 wird Karte 2. (Die Kartenbezeichnung ist entsprechend auch auf Seite 5, 4. Ab-
satz, letzter Satz zu ändern.)

f}  Kartenblätter
a)   Die Kartenblätter sind in der Reihenfolge entsprechend  Punkt VI
anzuordnen.
b)  Auf Karte 1 ist die Bezeichnung "Karte 1" einzufügen. c)   Karte 2 ist zu streichen

d)   ln Karte 3 ist die "3" durch eine "2" zu ersetzen.
2. Das Verfahren ist kostenfrei. 

Gemäß  § 7 Abs. 6 i.V.m. § 3 Abs. 14 Landesplanungsgesetz (GVBI.  LSA 1998 S. 255, 
zuletzt geändert durch das zweite  Gesetz  zur Änderung des Landesplanungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt GVBI. LSA 2007 S. 466) bedarf  die 1. Änderung der Ergänzung des 
Regionalen Entwicklungsplans Altmark  (REP Altmark  2005) um den sachlichen Teilplan 
,.Wind" der Genehmigung der obersten Landesplanungsbehörde. Oberste Landesplanungs-
behörde ist das Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-An-
halt.

Zur Genehmigung der 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans Alt-
mark (REP Altmark  2005) um den sachlichen Teilplan “Wind" wurde folgendes geprüft:

1 .   Rechtmäßige Durchführung des Verfahrens zur Aufstellung der 1. Änderung der Ergän-
zung des Regionalen Entwicklungsplans Altmark  (REP Altmark  2005) um den sachlichen 
Teilplan .,Wind".
Das Verfahren zur Aufstellung der 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwick-
lungsplans Altmark  (REP Altmark  2005) um den sachlichen Teilplan .,Wind" ist in § 7 
i.V.m. § 3 Abs. 14 Landesplanungsgesetz des  Landes  Sachsen-Anhalt (LPIG) geregelt.
         
Die Prüfung der eingereichten Unterlagen ergab eine ordnungsgemäße Durchführung des 
Verfahrens.
2.   Übereinstimmung mit § 6 Abs. 1 LPIG
Das LPIG regelt  unter § 6 Abs. 1, dass  der Regionale Entwicklungsplan aus dem Landes-
entwicklungsplan zu entwickeln ist und die darin festgelegten landesbedeutsamen Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung zu übernehmen, und soweit erforderlich, zu konkretisieren 
und zu ergänzen sind. Dieses gilt gemäß§ 3 Abs. 14 LPIG i. V. m. § 7 Abs. 1 ROG auch für 
die Aufstellung eines Sachlichen Tellplans bzw. dessen Änderung.

Die Prüfung der vorgelegten 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans 
Altmark  (REP Altmark  2005) um den sachlichen Teilplan „Wind" ergab, dass die hier 
getroffenen Festlegungen dem Landesentwicklungsplan grundsätzlich nicht widersprechen. 
Die vorgelegten Unterlagen zur Abwägung der in das Verfahren eingebrachten Anregungen 
und Bedenken der Verfahrensbeteiligten lassen  keine offensichtlichen Abwägungsmängel 
erkennen.
Die Genehmigung der 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans
Altmark  (REP Altmark  2005) um den sachlichen Teilplan.Wind" erfolgt mit Maßgaben, die 
wie folgt begründet werden:

zu b)
 
Karte Nr. 2 ist eine Arbeitskarte und entspricht sowohl hinsichtlich der Maßstäblichkeil als 
auch teilweise der inhaltlichen Ausrichtung nicht  einer kartographischen Zielfestlegung.  Sie 
ist darüber hinaus  bereits Bestandteil der Begründung zu 5.4.3.2. auf Seite 7.
          
Die kartographische Zielfestlegung (Verkleinerung des Vorranggebietes für Wassergewin-
nung Nr. XXVI Siedenlangenbeck Süd/Tangeln) ist abschließend in der unter III. Nr. 7 ge-
nannten Karte erfolgt.

zu c)
a) Das genannte Nutzungskonzept war Grundlage für das geführte Verfahren. Es beinhaltet 
jedoch  keine raumordnerischen Zielaussagen und kann damit nicht Bestandteil der Zielfest-
legung sein. Es kann lediglich der Begründung zu diesem Ziel als Anlage beigefügt werden.

zu d)             
Anlage 1 kann in der Begründung  auf Seite 8, 5. Absatz von oben, erster Satz hinter "Das 
vorliegende Nutzungskonzept der Gemeinde Beetzendorf (Anlage 1)...•   genannt werden.

Die weiteren Maßgaben werden ohne Begründung erteilt, da sie formaler Art sind.

II.

Die Genehmigung war gemäß§ 7 Abs. 6 i.V.m. § 3 Abs. 14 LPIG und i.V.m. § 7 Abs. 1 ROG 
zu erteilen, da Versagungsgründe nicht entgegenstehen. Die 1 Änderung der Ergänzung des 
Regionalen Entwicklungsplans  Altmark (REP Altmark 2005) um den sachlichen Teilplan 
"Wind" ist ordnungsgemäß zustande gekommen und widerspricht weder den Bestimmun-
gen des Raumordnungsgesetzes (ROG) noch denen des Landesplanungsgesetzes des Landes 
Sachsen  Anhalt (LPIG LSA) sowie den Bestimmungen des Landesentwicklungsplans. Dar-
über hinaus entspricht die 1. Änderung der Ergänzung  des Regionalen Entwicklungsplans  
Altmark (REP Altmark 2005) um den sachlichen Teilplan "Wind" dem Abwägungsgebot 
des§ 7 Abs. 2 und Abs. 7 ROG.

III.
Die Kostenfreiheit des Verfahrens folgt aus § 2 Abs. 1 Nr.1 Verwaltungskostengesetz des 
Landes Sachsen- Anhalt (VwKostG LSA).
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IV.
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Magdeburg,  Breiter Weg 203- 206, 39104 Magdeburg schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle  dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand  bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden  Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid  soll in Urschrift oder Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.

V.
Die 1. Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans  Altmark (REP Altmark 
2005) um den sachlichen Teilplan "Wind" einschließlich seiner kartographischen Darstel-
lung ist nach Zustimmung der Regionalversammlung Altmark zu den erteilten Maßgaben 
entsprechend § 11 ROG zu veröffentlichen. Zuvor ist die oberste Landesplanungsbehörde 
über den Beschluss der Regionalversammlung sowie die Umsetzung der Maßgaben in der 1. 
Änderung der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplans  Altmark (REP Altmark 2005) 
um den sachlichen Teilplan "Wind" in Kenntnis zu setzen.
ln der Bekanntmachung ist auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 5 ROG hinzuweisen.
Der obersten Landesplanungsbehörde ist unmittelbar nach der Veröffentlichung  eine ent-
sprechende Kopie zu übermitteln.

Im Auftrag

gez. Prof. Dr. Klaus Kummer

 

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Bekanntmachung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark

Öffentliche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie öffentliche Auslegung des 
1. Entwurfes der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplanes Altmark (REP Alt-
mark) 2005 um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Ent-
wicklung der Siedlungsstruktur“

Die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark hat auf ihrer 61. Regionalversammlung am 
25.06.2014 nachfolgenden Beschluss gefasst:

Beschluss zum 1. Entwurf der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan 
„Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“.

Nach Abschluss der Prüfung durch die oberste Landesplanungsbehörde, erfolgt dann die Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange sowie die öffentliche Auslegung, gemäß §§ 3b und 
7 Abs. 4 und 5 LPlG LSA, in den Kreis- und Gemeindeverwaltungen. Die Anregungen und 
Bedenken sind in einer Frist von zwei Monaten nach Bekanntgabe mitzuteilen. Der Entwurf 
wird für einen Monat öffentlich ausgelegt.  

Die oberste Landesplanungsbehörde hat mit Datum vom 18.08.2014 die Prüfung, gemäß § 7 
Abs. 2 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, mit Hinweisen abgeschlossen.

Die allgemeinen Vorschriften über Raumordnungspläne sind geregelt in § 8 ROG i.V.m. 
§ 3 LPlG LSA. Gemäß § 9 ROG ist bei der Aufstellung vom Raumordnungsplänen nach 
§ 8 ROG, von der für den Raumordnungsplan zuständigen Stelle, eine Umweltprüfung 
durchzuführen.

Nach § 7 Abs. 5 ROG ist der 1. der Ergänzung des REP Altmark um den sachlichen Teilplan 
„Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“ eine Begrün-
dung beizufügen.

Der Inhalt der Regionalen Entwicklungspläne ist festgelegt in §  8 ROG i.V.m. § 6 LPlG 
LSA. 

Die Leitvorstellung der Raumordnung ist in § 1 Abs. 2 des ROG abschließend bestimmt.  
   
Gemäß § 10 ROG ist die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen von der Aufstellung zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Entwurf des Raumordnungsplanes und seiner Begründung zu geben.  

Die Vorschläge, Hinweise und Bedenken sind innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
(§ 10 ROG) nach Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises 
Salzwedel, spätestens bis zum 18. April, beim Landkreis Stendal, Hospitalstraße 1-2, 39576 
Stendal, Zimmer 354 (Bauordnungsamt), beim Altmarkkreis Salzwedel, Karl-Marx-Straße 
32, 29410 Salzwedel, Bauordnungsamt/Raumordnung, Raum 420 oder bei der Geschäfts-
stelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwedel, 
einzureichen.

Die Bekanntgabe erfolgt in den Amtsblättern des Altmarkkreises Salzwedel und des Land-
kreises Stendal am 18. Februar 2015 und kann auch unter www.altmark.eu abgerufen wer-
den.
Gleichzeitig erfolgt die Bekanntgabe in den jeweiligen Amtsblättern der Einheits- und Ver-
bandsgemeinden des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises Salzwedel entsprechend 
den jeweiligen Formvorschriften.

Wenn Anregungen und Bedenken zum Planentwurf mit Umweltbericht vorgetragen werden, 
bitte ich: 

- gezielt die betroffene Aussage des REP Altmark bzw. des Umweltberichtes unter Bezug auf 
die konkrete Gliederungsnummer des Planentwurfes zu benennen, 
- die Anregungen und Bedenken zu begründen und 
- gegebenenfalls konkrete Änderungsvorschläge zu formulieren. 

Für die zusätzliche Zusendung Ihrer Stellungnahme in digitaler Form (Word-Dokument) auf 
Diskette, CD oder als E-Mail an stellungnahmen@rpg-altmark.de wäre ich Ihnen dankbar. 

Sollte bis zum o.g. Termin keine Stellungnahme von Ihnen vorliegen, geht die RPG Altmark 
davon aus, dass keine Einwände gegen den Entwurf der Ergänzung des Regionalen Entwick-
lungsplanes Altmark um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und 
Entwicklung der Siedlungsstruktur“ bestehen.

Nach Ende der Beteiligungsfrist eingehende Stellungnahmen können nicht berücksichtigt 
werden, da auf Grund des begrenzt zur Verfügung stehenden Zeitraumes keine Fristverlän-
gerung gewährt werden kann.  

Die Unterlagen können während der Sprechzeiten in den Räumen des Landkreises Stendal, 
Hospitalstraße 1-2, 39576 Stendal, Zimmer 011 (Büro des Kreistages), in den Räumen des 
Altmarkkreises Salzwedel, Karl-Marx-Straße 32, 29410 Salzwedel, Bauordnungsamt/Raum-
ordnung, Raum 420 sowie in der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Alt-
mark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwedel, nach der Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkrei-
ses Stendal, ab dem 18. Februar 2015 eingesehen werden. 

Sprechzeiten Landkreis Stendal:

Montag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 16:00 Uhr
Dienstag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 17:00 Uhr
Mittwoch:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 15:00 Uhr
Donnerstag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 17:00 Uhr
Freitag:  8:00 Uhr – 11:30 Uhr

Sprechzeiten Altmarkkreis Salzwedel:
Montag:  8:30 Uhr – 11:30 Uhr
Dienstag:  8:30 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 18:00 Uhr
Donnerstag:  8:30 Uhr – 11:30 Uhr und 13:00 Uhr – 15:30 Uhr
Freitag:  8:30 Uhr – 11:30 Uhr

Geschäftszeiten: Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Dienstag:  9:00 Uhr – 11:30 Uhr und 14:00 Uhr – 17:00 Uhr
Donnerstag: 14:00 Uhr – 16:00 Uhr

Carsten Wulfänger
Vorsitzender

Hansestadt Stendal

HAUPTSATZUNG

der

Hansestadt Stendal

Aufgrund des § 10 i. V. m. §§ 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 Kommunalverfassungsgesetz des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.14 (GVBl. LSA 2014, S. 288) hat der Stadtrat 
der Hansestadt Stendal in seiner Sitzung am 6. Oktober 2014 die folgende Hauptsatzung 
beschlossen:

I. Abschnitt

Benennung von Hoheitszeichen

§ 1
Name, Bezeichnung

Die Stadt führt den Namen "Hansestadt Stendal". Sie hat den Status einer kreisangehörigen 
Stadt und gehört dem Landkreis Stendal an.

§ 2
Wappen, Flagge, Dienstsiegel

(1)  Die Stadt führt ein Wappen mit folgender Blasonierung: Gespalten in Silber, vorn am 
Spalt ein roter golden bewehrter Adler, hinten vier (1:2:1) rautenförmige grüne Steine. 

(2)  Als Siegel werden vier Rundsiegel geführt. Die obere Siegelhälfte enthält die Umschrift   
Hansestadt Stendal  , Schriftart: Helvetica. In der Mitte des Siegels ist das Wappen der Han-
sestadt Stendal angeordnet. Die Siegel entsprechen in Ausführung und Größe den dieser 
Satzung beigedruckten Siegeln:
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Die Siegelbenutzung regelt der Oberbürgermeister.

(3)  Die Stadtfarben sind rot weiß. 

II. Abschnitt

Organe

§ 3
Der Stadtrat

(1) Der Gemeinderat der Hansestadt Stendal führt die Bezeichnung „Stadtrat“.

(2) Der Stadtrat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte der ehrenamtlichen Mit-
glieder (Stadträte) in der konstituierenden Sitzung einen Vorsitzenden und zwei Stellvertre-
ter für den Verhinderungsfall. Die Stellvertreter führen nach der Reihe der Vertretungsbe-
fugnis die Bezeichnung „Erster stellvertretender Vorsitzender des Stadtrates“ bzw. „Zweiter 
stellvertretender Vorsitzender des Stadtrates“. Der Vorsitzende und die Stellvertreter können 
mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtrates abgewählt werden. Eine Nachwahl hat unver-
züglich stattzufinden.

(3)  Die Stadträte üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur durch die 
Rücksicht auf das Gemeinwohl geleiteten Überzeugung aus. Sie sind an Verpflichtungen, 
durch welche die Freiheit ihrer Entschließungen als Mitglieder des Stadtrates beschränkt 
wird, nicht gebunden.

(4) Der Stadtrat und seine Ausschüsse wirken jeweils für sich in ihrer Gesamtheit. Die Stadt-
räte dürfen deshalb als Einzelperson nicht in den Gang der Verwaltung eingreifen. Sie sind 
nicht berechtigt, Dienstkräften der Verwaltungen Weisungen zu erteilen und Entscheidungen 
oder Verfügungen zu treffen. Das Informationsrecht einschließlich der Befugnis zur Akten-
einsicht durch den Stadtrat besonders beauftragter Mitglieder des Stadtrates wird hierdurch 
nicht berührt. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung.

(5) Der Stadtrat entscheidet neben weiteren ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben über
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen,  Auszahlungen oder 
 Verpflichtungsermächtigungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beru-
 hen, wenn der Vermögenswert 150.000,00 Euro übersteigt;
2. die Zustimmung zu sonstigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlun-
 gen oder Verpflichtungsermächtigungen, wenn der Vermögenswert 50.000,00 Euro 
 übersteigt;
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 
 250.000,00 Euro übersteigt, bei der Belastung von Grundstücken und grundstücksglei-
 chen Rechten, wenn der Vermögenswert 1.500.000,00 Euro übersteigt;
4. den entgeltlichen Erwerb von Immobilien – ausgenommen die Ausübung von Vorkaufs-
 rechten -, wenn der Preis mehr als 150.000,00 Euro beträgt;
5. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um 
 Rechtsgeschäfte aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der lau-
 fenden Verwaltung, deren Vermögenswert 50.000,00 Euro nicht übersteigt;
6. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 16 KVG LSA, wenn der Vermögenswert, auf den 
 verzichtet werden soll, 150.000,00 Euro übersteigt;
7. die Führung von Gerichtsverfahren als Kläger oder Antragsteller, wenn der Streit- oder 
 Gegenstandswert 150.000,00 Euro übersteigt (§ 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA);
8. die Vergabe von Aufträgen im Rahmen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
 tungen (VOB) mit einem Wert von mehr als 1.500.000,00 Euro und von sonstigen Auf
 trägen im Wert von mehr als 500.000,00 Euro;
9. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 
 für einzelne Aufgaben der Stadt, wenn der Vermögenswert 150.000,00 Euro übersteigt.

§ 4
Ausschüsse des Stadtrates

Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen Ausschüsse: 

1.  als beschließende Ausschüsse 

 - den Haupt- und Personalausschuss,
 - den Finanzausschuss,
 - den Wirtschaftsförderungs  und Vergabeausschuss,
 - den Liegenschaftsausschuss,
 - den Ausschuss für Stadtentwicklung. 

2.  als beratende Ausschüsse 

 - den Kultur , Schul  und Sportausschuss,
 - den Ausschuss für Jugend, Frauen, Familie und Soziales.

§ 5 
Beschließende Ausschüsse

(1) Die beschließenden Ausschüsse beraten innerhalb ihres Aufgabengebietes die Beschlüs-
se des Stadtrates in den ihm vorbehaltenen Angelegenheiten grundsätzlich vor.

(2) Im Rahmen ihrer Zuständigkeit entscheiden die beschließenden Ausschüsse selbständig 

an Stelle des Stadtrates. Ergibt sich, dass eine Angelegenheit für die Stadt von besonderer 
Bedeutung ist, kann ein Viertel aller Mitglieder des beschließenden Ausschusses dem Stadt-
rat die Angelegenheit zur Beschlussfassung unterbreiten. Lehnt der Stadtrat eine Behandlung 
ab, weil er die Voraussetzung für die Verweisung als nicht gegeben ansieht, entscheidet der 
zuständige beschließende Ausschuss. 

§ 6 
Haupt- und Personalausschuss

(1)  Der Haupt- und Personalausschuss besteht aus zehn Stadträten und dem Oberbürgermei-
ster als Vorsitzenden. Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1.  Koordinierung der Tätigkeiten der Ausschüsse; er bereitet die Beschlüsse des Stadtrates 
 vor und gibt hierzu entsprechende Empfehlungen,

2. Planung von Verwaltungsaufgaben von besonderer Bedeutung,

3.  Planung und Koordinierung von Einwohnerversammlungen und Einwohnerfragestun-
 den,

4.  Beratung der Stellenpläne und der Personalplanung,

(2)  Der Ausschuss entscheidet abschließend über (Entscheidungsbefugnisse):

1. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 
 150.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 250.000,00 Euro, bei der Belastung 
 von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, wenn der Vermögenswert 
 500.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 1.500.000,00 Euro;
2. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA bis zu einem Vermögenswert von 
 50.000,00 Euro, soweit es sich um Rechtsgeschäfte aufgrund einer förmlichen Aus-
 schreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt;
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 16 KVG LSA, wenn der Vermögenswert, auf den 
 verzichtet werden soll, 50.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 150.000,00 
 Euro;
4. die Führung von Gerichtsverfahren als Kläger oder Antragsteller, wenn der Streit- oder 
 Gegenstandswert 50.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 150.000,00 Euro 
 (§ 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA);
5. die Vergabe von Aufträgen im Rahmen der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleis-
 tungen (VOB) mit einem Wert von mehr als 500.000,00 Euro bis 1.500.000,00 Euro;
6. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 
 für einzelne Aufgaben der Stadt, wenn der Vermögenswert 100,00 Euro übersteigt, bis 
 zu einem Vermögenswert von 150.000,00 Euro;
7. die Ernennung, Einstellung und Entlassung - ausgenommen die Entlassung innerhalb 
 oder mit Ablauf der Probezeit - der Beamten der Laufbahngruppe 2 sowie die Einstel-
 lung, Eingruppierung und Entlassung - ausgenommen die Entlassung innerhalb oder 
 mit Ablauf der Probezeit - der Arbeitnehmer in vergleichbaren Entgeltgruppen (TVöD 9 
 bis TVöD 15Ü bzw. TVöD S9 bis TVöD S18) und der außertariflich eingruppierten 
 Arbeitnehmer, soweit gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben ist (z. B. § 139 Abs. 5 
 KVG LSA), jeweils im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister; dies gilt, abgesehen 
 vom Intendanten, nicht für die Beschäftigten des Theaters der Altmark;  
8. die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders zu bewertenden Tätigkeit sowie 
 die Festsetzung des Entgelts, soweit kein Anspruch aufgrund eines Tarifvertrages besteht, 
 bei den in 7. genannten Arbeitnehmern, falls gesetzlich nicht etwas anderes vorgeschrie-
 ben ist (z. B. § 139 Abs. 5 KVG LSA), jeweils im Einvernehmen mit dem Oberbürger-
 meister.

(3) Der Hauptausschuss ist Betriebsausschuss i. S. des § 8 Eigenbetriebsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt für den Technologiepark Altmark - Eigenbetrieb der Hansestadt Stendal.
     

§ 7 
Finanzausschuss

(1) Der Finanzausschuss besteht aus sieben Stadträten, einschließlich des Vorsitzenden. Den 
Vorsitz führt ein Stadtrat. Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1.  Beratung der Haushaltssatzung einschließlich ihrer Anlagen,

2.  Beratung der mittelfristigen Finanzplanung,

3.  Beratung des Investitionsplanes,

4.  Beschlussempfehlungen zu Kreditaufnahmen und Bürgschaftsübernahmen,

5.  Beratung zur Festsetzung von Benutzungsgebühren und Entgelten,

6.  Empfehlungen zur Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen, deren
 Umfang erheblich ist,

7.  Beratung der Jahresrechnung und der Entlastung des Oberbürgermeisters,

8.  Beratung aller sonstigen wichtigen Finanzangelegenheiten.

(2)  Der Ausschuss entscheidet abschließend über (Entscheidungsbefugnisse): 

1.  Rechtsgeschäfte i. S. von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA – ausgenommen die Veräußerung 
 und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten -, wenn der Vermö-
 genswert 50.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 150.000,00 Euro;

2.  Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 
 50.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 150.000,00 Euro;

3. Verzicht auf Ansprüche, wenn der Vermögenswert, auf den verzichtet werden soll, 
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 5.000,00 Euro übersteigt, bis zu einem Wert von 50.000,00 Euro.

§ 8
Wirtschaftsförderungs- und Vergabeausschuss

(1)  Der Wirtschaftsförderungs  und Vergabeausschuss besteht aus sieben Stadträten ein-
schließlich des Vorsitzenden. Den Vorsitz führt ein Stadtrat. Der Ausschuss berät über wich-
tige Angelegenheiten der Wirtschaftsförderung.

(2)  Der Ausschuss entscheidet abschließend über die Vergabe von Aufträgen nach der Ver-
gabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), der Vergabe- und Vertragsordnung 
für Leistungen (VOL), der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) und der 
Vergabeordnung für freiberufliche Dienstleistungen (VOF) sowie bei allen frei zu verein-
barenden Verträgen, soweit die Auftragssumme im Einzelfall den Betrag von 50.000 Euro 
überschreitet, bis zu einem Wert von 500.000 Euro.

§ 9 
Liegenschaftsausschuss

(1)  Der Liegenschaftsausschuss besteht aus  sieben Stadträten, einschließlich des Vorsit-
zenden. Den Vorsitz führt ein Stadtrat. Der Ausschuss hat die Aufgabe der Beratung und 
Entscheidung von Liegenschaftsangelegenheiten.

(2)  Der Ausschuss entscheidet abschließend über (Entscheidungsbefugnisse):

1. den entgeltlichen Erwerb von Immobilien – ausgenommen die Ausübung von Vorkaufs-
 rechten -, wenn der Preis mehr als 50.000,00 Euro bis 150.000,00 Euro beträgt;

2. die Ausübung von Vorkaufsrechten, wenn der Preis mehr als 50.000,00 Euro beträgt; 
 
3.  die Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten bis zu einem Ver-
 kaufspreis von 150.000 Euro;

4.  die Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten bei einem Wert der 
 Belastung von mehr als 25.000 Euro bis 500.000 Euro.

§ 10
Ausschuss für Stadtentwicklung

(1) Der Ausschuss für Stadtentwicklung besteht aus zehn Stadträten, einschließlich des Vor-
sitzenden. Den Vorsitz führt ein Stadtrat. Der Ausschuss hat folgende Aufgaben: 
     
1. Beratung des Flächennutzungsplanes,

2.  Beratung der Bebauungspläne,

3. Beratung der städtebaulichen Rahmenplanung einschließlich der Verkehrsentwicklungs-
 planung, der Straßenausbauplanung und der Straßenausbauprogramme,

4.  die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, gem. 
 § 34 BauGB, wenn die jeweilige Angelegenheit für die städtebauliche Entwicklung von 
 grundsätzlicher Bedeutung ist,

5.  die Zulassung von Vorhaben im Außenbereich, gem. § 35 BauGB, wenn die jeweilige 
 Angelegenheit für die städtebauliche Entwicklung von grundsätzlicher Bedeutung ist.

(2) Der Ausschuss entscheidet abschließend über:

1.  Angelegenheiten der Stadterneuerung,

2.  Rahmenplanungen und Blockkonzepte,
 
3.  die Zulassung von Ausnahmen von der Veränderungssperre,

4.  Planungen zu städtischen Immobilien (Neubau, Sanierung),

5.  Angelegenheiten der in der Zuständigkeit der Stadt liegenden Ver- und Entsorgung,

6.  Baumschutz- und wichtige Forstangelegenheiten,

7.  Angelegenheiten des Friedhofswesens,

8. Maßnahmen der umweltgerechten öffentlichen Naherholung,

9. Straßenausbauprogramme / Entwurfsplanung mit Geltung als Straßenausbauprogramm.

(3)  Der Ausschuss berät ferner Satzungen für die vorgenannten Bereiche und solche, die 
dem Baurecht zuzuordnen sind, die aber vorstehend nicht ausdrücklich genannt sind (z. B. 
Abrundungsatzung, Erhaltungsatzung, Gestaltungsatzung).

§ 11
Kultur, Schul-  und Sportausschuss

Der Kultur, Schul  und Sportausschuss besteht aus zehn Stadträten, einschließlich des Vor-
sitzenden und aus sechs sachkundigen Einwohnern. Den Vorsitz führt ein Stadtrat. Der Aus-
schuss hat folgende Aufgaben:

1.  Beratung über die Gewährung von Zuschüssen zur Förderung von Kultur  und Sportver-
 einen sowie Beratung über die Vergabe von Mitteln aus gemeinnützigen Stiftungen,

2.  Beratung der Schulentwicklungsplanung, 

3.  Beratung von Schulangelegenheiten, soweit sie in den Zuständigkeitsbereich der Stadt 
 fallen,

4. Beratung aller Angelegenheiten von Bedeutung, die die Kultur, den Sport und die Frei-
 zeit der Hansestadt Stendal betreffen,

5. Beratung von Angelegenheiten: 

   - des Theaters der Altmark,
   - der Museen, 
   - der Musik  und Kunstschule,
   - der Volkshochschule,
   - der Stadtbibliothek,
   - des Tiergartens,

6.  Zusammenarbeit mit dem Kreissportbund auf den Gebieten:

 - Allgemeine Sportpflege,
 - Förderung des Sportes,
 - Werbung für den Sport,

7.  Beratung des Sportstättenbedarfsplanes,

8.  Vorbereitung von Satzungen und Ordnungen zur Erfüllung vorstehender Aufgaben,

9.  Beratung über die Benennung von Straßen und Plätzen.   

§ 12
Ausschuss für Jugend, Frauen, Familie und Soziales

Der Ausschuss für Jugend, Frauen, Familie und Soziales besteht aus sieben Stadträten, ein-
schließlich des  Vorsitzenden sowie aus sechs sachkundigen Einwohnern. Den Vorsitz führt 
ein Stadtrat. Der Ausschuss hat folgende Aufgaben:

1. Beratung über Angelegenheiten der Förderung der Alten-  und Behindertenbetreuung 
 soweit es  sich um freiwillige Selbstverwaltungsangelegenheiten handelt,
 
2. Beratung über die Aussiedler , Umsiedler- und Ausländerbetreuung soweit es sich um 
 freiwillige Selbstverwaltungsangelegenheiten handelt,

3.  Beratung über die Gewährung von Zuschüssen an gemeinnützige soziale Institutionen 
 sowie Beratung über die Vergabe von Mitteln aus gemeinnützigen Stiftungen,
4.  Beratung von Maßnahmen zur Jugend , Frauen  und Familienförderung,

5.  Beratung über die Förderung der freien Jugendarbeit, 

6. Beratung über die Gewährung von Zuschüssen gemäß Fördermittelrichtlinie Jugend,

7.  Beratung und Empfehlung des Kindertagesstättenbedarfsplanes, von Benutzungs- und 
 Kostenbeitragssatzungen sowie des kindergerechten Ausbaus von Kindereinrichtungen,

8.  Beratung über die Erweiterung und Schließung von Kindertageseinrichtungen,

9. Beratung über Gleichstellungsangelegenheiten.

§ 13
Bestellung der Ausschussvorsitzenden 

(1) Die Ausschussvorsitzenden der Ausschüsse und deren Stellvertreter werden den Frak-
tionen im Stadtrat in der Reihenfolge der Höchstzahlen nach dem d´Hondtschen Verfahren 
zugeteilt, soweit nicht der Oberbürgermeister durch diese Hauptsatzung als Ausschussvorsit-
zender bestellt ist. Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los, das der Vorsitzende des 
Stadtrates zieht.

(2) Die Fraktionen benennen die Ausschüsse, deren  Vorsitz sie beanspruchen, in der Rei-
henfolge der Höchstzahlen und bestimmen die Vorsitzenden und deren Stellvertreter. 
 

§ 14
Geschäftsordnung

Das Verfahren im Stadtrat, in den Ausschüssen und den Ortschaftsräten wird durch eine vom 
Stadtrat zu beschließende Geschäftsordnung geregelt. 

§ 15
Oberbürgermeister

(1) Der Oberbürgermeister erledigt die ihm gesetzlich und vom Stadtrat durch Beschluss 
übertragenen Aufgaben in eigener Verantwortung. Zu den Geschäften der laufenden Verwal-
tung nach § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA gehören die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, 
die nach bereits festgelegten Grundsätzen entschieden werden und keine wesentliche Bedeu-
tung haben oder die im Einzelfall einen Vermögenswert von 5.000 Euro nicht übersteigen. 
Darüber hinaus werden ihm folgende Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertra-
gen:

1. die Entscheidung über Widersprüche in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises 
 gemäß § 68 i. V. m. § 73 VwGO; das gilt nicht für Rechtsstreitigkeiten mit Aufsichtsbe-
 hörden;

2.  die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten der Laufbahngruppe 1 sowie 
 die Einstellung, Eingruppierung und Entlassung der Arbeitnehmer in vergleichbaren 
 Entgeltgruppen (TVöD 1 bis TVöD 8 bzw. TVöD S2 bis TVöD S8) und der Beschäftig-
 ten des Theaters der Altmark mit Ausnahme des Intendanten;  

3.  die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders zu bewertenden Tätigkeit sowie 
 die Festsetzung des Entgelts, soweit kein Anspruch aufgrund eines Tarifvertrages be-
 steht, bei den in Abs. 2 genannten Arbeitnehmern;  
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4. die Entlassung der Beamten der Laufbahngruppe 2 und der Arbeitnehmer in vergleich-
 baren Entgeltgruppen (TVöD 9 – 15Ü bzw. TVöD S9 bis TVöD S18, übertariflich Be-
 schäftigte) innerhalb oder mit Ablauf der Probezeit;

5. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlungen oder 
 Verpflichtungsermächtigungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage beru-
 hen, bis zu einem Vermögenswert von 150.000,00 Euro;

6. die Zustimmung zu sonstigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, Auszahlun-
 gen oder Verpflichtungsermächtigungen, bis zu einem Vermögenswert von 50.000,00 
 Euro;

7. der entgeltliche Erwerb von Immobilien, einschließlich der Ausübung von Vorkaufs-
 rechten, bis zu einem Preis von 50.000,00 Euro;

8. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA – ausgenommen die Veräußerung 
 und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten -, bis zu einem Ver-
 mögenswert von 50.000,00 Euro;

9. die Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten bis zu einem Vermö-
 genswert von 25.000,00 Euro;

10.  Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, bis zu einem Vermögenswert von 
 50.000,00 Euro;

11.  Verzicht auf Ansprüche, soweit dieser nicht im Vergleichsweg erfolgt, bis zu einem 
 Vermögenswert von 5.000,00 Euro;

12 Abschluss von Vergleichen mit einem Verzicht auf Vermögenswerte bis zu 50.000 Eu-
 ro;

13. Niederschlagung von Forderungen;

14.  die Führung von Gerichtsverfahren als Kläger oder Antragsteller, bis zu einem Streit- 
 oder Gegenstandswert von 50.000,00 Euro (§ 45 Abs. 2 Nr. 19 KVG LSA);

15.  die Vergabe von Aufträgen nach der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen 
 (VOB), der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL), der Honorarordnung 
 für Architekten und Ingenieure (HOAI), Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen 
 (VOF) und alle frei zu vereinbarenden Verträge, soweit die Auftragssumme im Einzel-
 fall den Betrag von 50.000 Euro nicht überschreitet;

16.  die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen 
 für einzelne Aufgaben der Stadt bis zu einem Vermögenswert von 100,00 Euro;

17. die Erteilung der Genehmigung für die Verwendung des Stadtwappens durch Dritte.   

(2) Der Oberbürgermeister wird durch einen allgemeinen Vertreter vertreten, der durch den 
Stadtrat aus den Reihen der leitenden Bediensteten gewählt wird. Dieser führt die Bezeich-
nung “Vertreter des Oberbürgermeisters”.

(3) Der Oberbürgermeister kann sich in Ausschüssen, in denen er den Vorsitz innehat, von 
seinem allgemeinen Vertreter vertreten lassen; dieser hat kein Stimmrecht. Ist der allgemeine 
Vertreter verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner anwesenden stimmbe-
rechtigten Mitglieder einen Vorsitzenden, der die Sitzung leitet.  

(4) Der Oberbürgermeister bestimmt, welche Beamte und Angestellten der Stadt zu den 
Sitzungen des Stadtrates, des Hauptausschusses und der übrigen Ausschüsse hinzugezogen 
werden.

(5) Soweit der Oberbürgermeister nicht den Vorsitz in den Ausschüssen innehat, steht ihm 
in diesen das Recht auf Anwesenheit und das Rederecht zu. Der Oberbürgermeister kann sich 
hierbei vertreten lassen. 

(6) Können Anfragen der Stadträte nach § 43 Abs. 3 Satz 2 KVG LSA nicht sofort mündlich 
beantwortet werden, so antwortet der Oberbürgermeister innerhalb eines Monats schriftlich.

(7) Der Oberbürgermeister berichtet dem Wirtschaftsförderungs- und Vergabeausschuss 
quartalsweise über durchgeführte Vergaben nach der VOB, der VOL, der HOAI und der 
VOF sowie über frei zu vereinbarende Vergaben mit einer Auftragssumme von mehr als 
30.000,00 Euro und nicht mehr als 50.000,00 Euro unter Angabe der Maßnahme, der Ver-
gabeart, der eingegangenen Angebote, des Auftragnehmers und der Auftragssumme. Die 
Berichte sind auch den Fraktionen zu übermitteln.

§ 16
Gleichstellungsbeauftragte

(1)  Der Stadtrat bestellt im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister eine Gleichstellungs-
beauftragte zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern. Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. Über die Abberu-
fung entscheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. Einer Abberu-
fung bedarf es nicht bei der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses.

(2)  Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Stadtrates und der Ausschüsse 
teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. Ihr ist auf Wunsch in Angelegenheiten 
ihres Aufgabenbereiches das Wort zu erteilen. Im Übrigen bestimmen sich ihre Rechte und 
Pflichten nach dem Frauenfördergesetz sowie den einschlägigen dienstrechtlichen Bestim-
mungen.

III. Abschnitt

Unterrichtung und Beteiligung der Einwohner

§ 17
Einwohnerversammlung

(1)  Einwohnerversammlungen ruft der Oberbürgermeister ein. Er setzt die Gesprächsge-
genstände sowie Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist gemäß § 24 Abs. 3 
bekannt zu machen und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. Die 
Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf 3 Tage verkürzt werden. Die Einwoh-
nerversammlung kann auf Teile des Gemeindegebietes beschränkt werden.

(2)  Der Stadtrat ist über den Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen Er-
gebnisse in der nächsten Sitzung zu unterrichten.                         

§ 18
Einwohnerfragestunde

(1)  Der Stadtrat und die beschließenden Ausschüsse halten zu Beginn ihrer ordentlichen, 
öffentlichen Sitzungen Einwohnerfragestunden ab.

(2)  Der Vorsitzende des Stadtrates bzw. des jeweiligen beschließenden Ausschusses be-
stimmt in der Einladung den Beginn der Fragestunde. Er stellt in der Sitzung den Beginn und 
das Ende der Fragestunde fest; sie soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein. Findet sich 
zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen werden. 

(3)  Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, höch-
stens drei Fragen und zwei Zusatzfragen zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen von all-
gemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Stadt, bei Ausschüssen in die Zuständigkeit 
des jeweiligen Ausschusses, fallen. Angelegenheiten der Tagesordnung können nicht Gegen-
stand der Einwohnerfragestunde sein.

(4)  Die Beantwortung der Fragen im Stadtrat und den beschließenden Ausschüssen erfolgt 
in der Regel mündlich durch den Oberbürgermeister oder den Vorsitzenden des Stadtrates 
bzw. des jeweiligen Ausschusses. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung 
der Fragen in der Sitzung nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die 
innerhalb von sechs Wochen erteilt werden muss.

§ 19
Bürgerbefragung

Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt ausschließlich in wichtigen Ange-
legenheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt. Sie kann nur auf Grundlage eines Stadt-
ratsbeschlusses durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu beantwortende Fra-
ge formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die Befragung als Onlineabstimmung 
oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Befragung durchgeführt 
wird und in welcher Form das Abstimmungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss 
sind auch die voraussichtlichen Kosten der Befragung darzustellen.

IV. Abschnitt

Ehrenbürger

§ 20
Ehrenbürger, Ehrenbezeichnung

Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes oder einer Ehrenbezeichnung der 
Stadt bedarf einer Mehrheit von 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates.

V. Abschnitt

Ortschaftsverfassung

§ 21
Ortschaftsverfassung

(1) Es werden folgende Ortschaften unter Einführung der Ortschaftsverfassung gemäß den 
§§ 81 ff KVG LSA bestimmt:

1.  Ortschaft Bindfelde mit dem Gebiet der Gemarkung Bindfelde,
2.  Ortschaft Borstel mit dem Gebiet der Gemarkung Borstel,
3.  Ortschaft Buchholz mit dem Gebiet der Gemarkung Buchholz,
4.  Ortschaft Dahlen, einschließlich der Ortsteile Dahlen, Gohre, Dahrenstedt und Welle, 
 mit dem Gebiet der Gemarkungen Dahlen, Dahrenstedt und Welle,
5. Ortschaft Groß Schwechten, einschließlich der Ortsteile Groß Schwechten, Neuendorf 
 am Speck und Peulingen, mit dem Gebiet der Gemarkungen Groß Schwechten, Neuen-
 dorf am Speck und Peulingen,
6. Ortschaft Heeren mit dem Gebiet der Gemarkung Heeren,
7.  Ortschaft Insel, einschließlich der Ortsteile Insel, Döbbelin und Tornau, mit dem Gebiet 
 der Gemarkungen Insel, Döbbelin und Tornau,
8.  Ortschaft Jarchau mit dem Gebiet der Gemarkung Jarchau,
9.  Ortschaft Möringen, einschließlich  der Ortsteile Möringen und Klein Möringen, mit 
 dem Gebiet der Gemarkung Möringen,
10.  Ortschaft Nahrstedt mit dem Gebiet der Gemarkung Nahrstedt,
11.  Ortschaft Staats mit dem Gebiet der Gemarkung Staats,
12.  Ortschaft Staffelde, einschließlich der Ortsteile Staffelde und Arnim, mit dem Gebiet der 
 Gemarkung Staffelde,
13.  Ortschaft Uchtspringe, einschließlich der Ortsteile Uchtspringe, Börgitz und Wilhelms-
 hof, mit dem Gebiet der Gemarkungen Uchtspringe und Wilhelmshof,
14.  Ortschaft Uenglingen mit dem Gebiet der Gemarkung Uenglingen,
15.  Ortschaft Vinzelberg mit dem Gebiet der Gemarkung Vinzelberg,
16. Ortschaft Volgfelde mit dem Gebiet der Gemarkung Volgfelde,
17.  Ortschaft Wahrburg mit dem sich aus dem als Anlage 1 beigefügten Lageplan ergeben-
 den Gebiet, 
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18.  Ortschaft Wittenmoor, einschließlich der Ortsteile Wittenmoor und Vollenschier, mit 
 dem Gebiet der Gemarkung Wittenmoor.

(2) In den Ortschaften wird jeweils ein Ortschaftsrat gewählt.

(3) Die Zahl der Mitglieder in den Ortschaftsräten wird wie folgt festgelegt:

• Bindfelde 5 Mitglieder,   
• Borstel  5 Mitglieder,    
• Buchholz 5 Mitglieder,
• Dahlen 7 Mitglieder,
• Groß Schwechten 7 Mitglieder,
• Heeren 6 Mitglieder,
• Insel 8 Mitglieder,
• Jarchau 9 Mitglieder,
• Möringen 8 Mitglieder,
• Nahrstedt 5 Mitglieder,
• Staats 5 Mitglieder,
• Staffelde 5 Mitglieder,
• Uchtspringe 9 Mitglieder
• Uenglingen 9 Mitglieder,
• Vinzelberg 5 Mitglieder,
• Volgfelde 5 Mitglieder,
• Wahrburg 5 Mitglieder,
• Wittenmoor 5 Mitglieder.
 
In den Ortschaften Dahlen, Nahrstedt, Staats, Uchtspringe, Vinzelberg, Volgfelde und Wit-
tenmoor vollenden die gewählten Bürgermeister, die als Ortsbürgermeister übergeleitet wur-
den, ihre 7-jährige Amtszeit und sind danach gemäß § 58 Abs. 1b S. 9 GO LSA i. V. m. Art. 
23 Abs. 5 Nr. 1 Kommunalrechtsreformgesetz zusätzliches Mitglied des Ortschaftsrates bis 
zum Ende der Wahlperiode am 30.6.2019.
 
(4) Abweichend von Absatz 3 wird die Zahl der Mitglieder der Ortschaftsräte ab Beginn der 
Wahlperiode 2019 bis 2024 wie folgt festgelegt:
• Borstel  5 Mitglieder,   
• Dahlen 7 Mitglieder,
• Groß Schwechten 5 Mitglieder,
• Heeren 6 Mitglieder,
• Insel 5 Mitglieder,
• Jarchau 7 Mitglieder,
• Möringen 8 Mitglieder,  
• Staffelde 5 Mitglieder,
• Uchtspringe 9 Mitglieder
• Uenglingen 7 Mitglieder,
• Wahrburg 7 Mitglieder.

(5) Abweichend von Absatz 3 wird in den Ortschaften
• Bindfelde
• Buchholz
• Nahrstedt
• Staats
• Vinzelberg
• Volgfelde
• Wittenmoor
ab Beginn der Wahlperiode 2019 bis 2024 ein Ortsvorsteher gewählt. Die Ortsvorsteher neh-
men auch die Rechte wahr, die nach dieser Satzung den Ortschaftsräten übertragen worden 
sind.

§ 22
Anhörung und Aufgaben der Ortschaftsräte

(1) Die Anhörung der Ortschaftsräte gemäß § 84 Abs. 2 KVG LSA findet nach folgendem 
Verfahren statt:

1. Die Anhörung wird durch den Oberbürgermeister eingeleitet, der dem Ortsbürgermeister 
 die zur Entscheidung anstehenden Angelegenheiten darstellt und begründet.

2. Der Ortsbürgermeister informiert den Ortschaftsrat in einer Sitzung, die spätestens einen 
 Monat nach Einleitung des Anhörungsverfahrens stattfindet und bittet um Meinungs-
 bildung. In Angelegenheiten, die wegen besonderer Dringlichkeit keinen Aufschub dul-
 den, kann der Oberbürgermeister die Frist nach Satz 1 angemessen verkürzen.

3. Das Ergebnis der Beratungen des Ortschaftsrates übermittelt der Ortsbürgermeister un-
 verzüglich, spätestens am zweiten Werktag nach der Sitzung, an den Oberbürgermeister, 
 der, sofern er nicht selbst zuständig ist, dem Stadtrat oder dem beschließenden Aus-
 schuss vor der Entscheidung über das Ergebnis der Anhörung berichtet.
 
(2)  Den Ortschaftsräten werden gemäß § 84 Abs. 3 KVG LSA folgende Angelegenheiten 
zur Entscheidung übertragen, soweit im Haushaltsplan entsprechende Mittel veranschlagt 
werden:

1.  die Ausgestaltung und Benutzung der in der Ortschaft gelegenen öffentlichen Einrich-
 tungen, wie

 a)  der Sportanlagen,

 b)  der Park  und Grünanlagen,

 c)  der Kinderspielplätze,

 d)  der sonstigen Einrichtungen der Kultur  und Heimatpflege,

2.  die Verteilung von Zuschüssen und Zuwendungen an Vereine, Verbände, Kirchen und 
 Organisationen, deren Tätigkeit sich auf die Ortschaften und nicht auf das übrige Stadt-
 gebiet erstreckt und soweit nicht die Verteilung auf der Grundlage von städtischen Richt-
 linien oder allgemeingültigen Richtlinien erfolgt,

3.  Ausrichtung und Gestaltung von herkömmlichen Heimatfesten und heimatpflegerischen 
 Veranstaltungen,

4.  die Ausgestaltung und Benutzung folgender Räumlichkeiten:

a)  Ortschaftsrat Borstel: die Bauernstube, Lindenplatz 2, sowie – im Einvernehmen mit der 
 Feuerwehr – den Versammlungsraum der Feuerwehr, Lindenplatz 2,

b)  Ortschaftsrat Buchholz: das Ortschaftszentrum „Baracke“ am Teich und den alten Spei-
 cher, Steege 12, sowie – im Benehmen mit der Feuerwehr -das Feuerwehrgerätehaus, 
 Inselweg 1, einschließlich deren Unterhaltung,

c)  Ortschaftsrat Dahlen: das Dorfgemeinschaftshaus, Kleine Gohrer Straße 5, sowie – im 
 Einvernehmen mit der Feuerwehr – den Versammlungsraum der Feuerwehr, Dahlener 
 Hauptstraße 21,

d)  Ortschaftsrat Groß Schwechten:  das Dorfgemeinschaftshaus, Endstraße 1, sowie – im 
 Einvernehmen mit der Feuerwehr – das Traditionszimmer der Feuerwehr, Rhinstraße 
 16,

e)  Ortschaftsrat Heeren: das Ortschaftszentrum „Alte Schule“, Sälinger Straße 24, und das 
 Dorfgemeinschaftshaus, Westheerener Straße 21,

f)  Ortschaftsrat Insel: das Dorfgemeinschaftshaus, Am Dreesch 13, sowie – im Einverneh-
 men mit der Feuerwehr – die Versammlungsräume der Feuerwehr, Döbbeliner Dorfstra-
 ße 31b und Tornauer Dorfstraße 1,
 
g)  Ortschaftsrat Jarchau: das Ortschaftszentrum, Jarchauer Dorfstraße 4, und den Festplatz 
 „Zur Feuerquelle“,

h)  Ortschaftsrat Möringen: die Versammlungsräume der Feuerwehr, Möringer Dorfstraße 
 35a und Klein Möringer Dorfstraße 14, jeweils im Einvernehmen mit der Feuerwehr,

i)  Ortschaftsrat Nahrstedt: den Jugendclub, Nahrstedter Dorfstraße 17, sowie – im Be-
 nehmen mit der Feuerwehr – den Versammlungsraum der Feuerwehr, Deetzer Weg 4, 
 einschließlich deren Unterhaltung,

j)  Ortschaftsrat Staffelde: die Festscheune einschließlich der Verwaltungsräume, Storkauer 
 Straße 10,

k)  Ortschaftsrat Uchtspringe: den Speiseraum der Grundschule Börgitz,, Volgfelder Straße 
 43,  einschließlich dessen Unterhaltung, sowie den Festplatz Börgitz, Börgitzer Dorfstra-
 ße, 
 
l)  Ortschaftsrat Uenglingen: das Dorfgemeinschaftshaus, Belkauer Weg 4a, sowie – im 
 Einvernehmen mit der Feuerwehr – den Versammlungsraum der Feuerwehr, Unter den 
 Linden 3,

m)  Ortschaftsrat Vinzelberg: das Ortschaftszentrum „ehemalige Schule“ einschließlich des 
 Versammlungsraumes der Feuerwehr – diesen im Einvernehmen mit der Feuerwehr -, 
 Vinzelberger Straße 2,

n)  Ortschaftsrat Volgfelde: das Mehrzweckgebäude, Deetzer Warther Weg 5,

o)  Ortschaftsrat Wahrburg: das Ortschaftszentrum, Am Glockenberg 1,

p)  Ortschaftsrat Wittenmoor: das Dorfgemeinschaftshaus, Am Grünen Weg 4.

(3) Den Ortschafträten obliegt darüber hinaus die Beschlussfassung über die Verwendung 
von weiteren Haushaltsmitteln, soweit dies durch die Haushaltssatzung vorgesehen ist. Dies 
betrifft insbesondere die Verwendung bereitgestellter Verfügungsmittel für repräsentative 
Zwecke durch den Ortsbürgermeister.

(4) Die Benutzung des Speiseraumes der Grundschule Börgitz für außerschulische Zwecke 
erfolgt im Einvernehmen mit dem Ortschaftsrat Uchtspringe.

§ 23
Einwohnerfragestunde in den Ortschaften

Nach Beschlüssen der Ortschaftsräte

Bindfelde vom 25.09.14  
Borstel  vom 29.09.14     
Buchholz vom 30.09.14
Dahlen vom 01.10.14
Groß Schwechten vom 25.09.14
Heeren vom 25.09.14
Insel vom 06.10.14 (Stadtratsbeschluss gemäß § 88 Abs. 2 S. 4 KVG)
Jarchau vom 02.10.14
Möringen vom 29.09.14
Nahrstedt vom 29.09.14
Staffelde vom 25.09.14
Uchtspringe vom 02.10.14
Uenglingen vom 29.09.14
Vinzelberg vom 01.10.14
Volgfelde vom 01.10.14
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Wahrburg vom 25.09.14
Wittenmoor vom 29.09.14

sind im Rahmen ihrer ordentlichen Sitzungen Fragestunden für Einwohner der Stadt, die in 
der jeweiligen Ortschaft wohnen, nach folgendem Verfahren durchzuführen:

1.  Der Ortsbürgermeister legt in der Einladung zur Sitzung den Beginn der Fragestunde 
 fest. Er stellt in der Sitzung den Beginn und das Ende der Fragestunde fest; sie soll auf 
 höchstens 30 Minuten begrenzt sein. Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Ein-
 wohner der Stadt ein, der in der Ortschaft wohnt, kann sie geschlossen werden. 

2.  Jeder Einwohner der Stadt, der in der Ortschaft wohnt, ist nach Angabe seines Namens 
 und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich 
 auf den Gegenstand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen werden nur Fragen 
 von allgemeinem Interesse, die Angelegenheiten der Ortschaft betreffen. Angelegenhei-
 ten der Tagesordnung können nicht Gegenstand der Fragestunde sein.

3.  Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Ortsbürgermeis-
 ter, den Oberbürgermeister oder einem vom Oberbürgermeister beauftragten Vertreter. 
 Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht 
 möglich, erhält der Fragesteller innerhalb von sechs Wochen eine schriftliche Antwort 
 durch den Oberbürgermeister.
                                 

VI. Abschnitt

Öffentliche Bekanntmachung

§ 24
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen treffen, erfolgen die gesetzlich 
erforderlichen Bekanntmachungen im "Amtsblatt für den Landkreis Stendal". Die Bekannt-
machung ist mit Ablauf des Erscheinungstages bewirkt, an dem das Amtsblatt für den Land-
kreis Stendal den bekanntzumachenden Text enthält. Ersatzbekanntmachungen gemäß § 9 
Abs. 2 KVG LSA erfolgen im Stadthaus 1, Markt 14/15 in 39576 Hansestadt Stendal und im 
Verwaltungsgebäude Moltkestraße 34 36 in 39576 Hansestadt Stendal. Auf die Auslegung  
wird unter Angabe des Gegenstandes, des Ortes und der Dauer der Auslegung sowie der 
Öffnungszeiten des Stadthauses 1, Markt 14/15 und des Verwaltungsgebäudes Moltkestraße 
34 - 36 im "Amtsblatt für den Landkreis Stendal" spätestens am Tag vor dem Beginn der 
Auslegung hingewiesen. Die Dauer der Auslegung beträgt zwei Wochen, soweit nichts ande-
res vorgeschrieben ist. Die Ersatzbekanntmachung ist mit Ablauf des Tages bewirkt, an dem 
der Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine öffentliche Auslegung nach einer 
anderen Rechtsvorschrift erfolgt, die keine besonderen Bestimmungen enthält.

(2) Der Text bekannt gemachter Satzungen und Verordnungen wird im Internet unter „www.
stendal.de“ zugänglich gemacht. Weitere Bekanntmachungen nach Abs. 1 Satz 1 können 
ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich gemacht werden. Die Satzungen können 
auch jederzeit im Rathaus, Markt 1, 39576 Hansestadt Stendal, während der Öffnungszeiten 
eingesehen und kostenpflichtig kopiert werden.

(3) Die Bekanntmachung von Tagesordnung, Zeit und Ort der Sitzungen des Stadtrates und 
seiner Ausschüsse und der Ortschaftsräte erfolgt im „General-Anzeiger Altmark-Ost". Die 
Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages bewirkt. Zusätzlich erfolgt ein Aus-
hang im Stadthaus, Markt 14/15 in 39576 Hansestadt Stendal, dem jedoch keine Rechtswir-
kung zukommt. 

(4) Ausschreibungen, zu denen die Stadt nach dem Gesetz verpflichtet ist, erfolgen im In-
ternet unter www.evergabe.sachsen-anhalt.de, soweit keine andere Veröffentlichung vorge-
schrieben ist. Auf diese Ausschreibungen wird in der „Altmark-Zeitung" - Nachrichten für 
den Landkreis Stendal - und der „Stendaler Volksstimme" hingewiesen. 

(5) Alle übrigen Bekanntmachungen sind im "General-Anzeiger Altmark-Ost" zu veröf-
fentlichen. An die Stelle dieser Veröffentlichung kann als vereinfachte Form der Bekannt-
machung auch der Aushang im Stadthaus 1, Markt 14/15 in 39576 Hansestadt Stendal tre-
ten, wenn der Inhalt der Bekanntmachung eine einzelne Person oder einen eng begrenzten 
Personenkreis betrifft. Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, zwei 
Wochen. Der Tag des Aushangs und der Tag der Abnahme zählen bei dieser Frist nicht mit. 
Auf dem Aushang ist zu vermerken, von wann bis wann ausgehängt wird. Die Bekanntma-
chung ist mit Ablauf des ersten Tages, der dem Tag des Aushangs an der dafür bestimmten 
Bekanntmachungstafel folgt, bewirkt.

VII. Abschnitt

Gleichstellungsvorschriften

§ 25
Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.
 

VIII. Abschnitt

Übergangs  und Schlussvorschriften

§ 26
In-Kraft-Treten

(1)  Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2)  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Hauptsatzung der Stadt Stendal vom 17.02.2011 außer 
Kraft.

Hansestadt Stendal, 11.02.2015

Klaus Schmotz
Oberbürgermeister                             

G E N E H M I G U N G
der Hauptsatzung der Hansestadt Stendal

Mit Datum vom 15. und 23.10.2014 wurde der Kommunalaufsichtsbehörde entsprechend 
§ 10 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288)

die Hauptsatzung der Hansestadt Stendal

- Beschluss des Stadtrates vom 06.10.2014, Beschluss-Nr.: VI/032/1 - zur Genehmigung 
vorgelegt.

Die Hauptsatzung wurde geprüft. Ihr Inhalt entspricht bis auf Folgendes den gegenwärtig 
geltenden gesetzlichen Grundlagen des KVG LSA. Die Genehmigung der Satzung kann 
nicht vollumfänglich ausgesprochen werden, da die Regelungen des § 22 Abs. 2 Nr. 4 b), i) 
und k) nicht mit den jeweiligen Gebietsänderungsverträgen übereinstimmen.

Die Satzung wird daher mit der Maßgabe genehmigt, dass

I.
der Stadtrat einen weiteren Beschluss fasst, welcher die Regelungen des § 22 Abs. 2 Nr. 4 b), 
i) und k) so formuliert, dass sie den Gebietsänderungsverträgen (GÄV) der
Hansestadt Stendal mit der Gemeinde  - Buchholz,
    - Nahrstedt und
    - Uchtspringe,
welche jeweils zum 01.01.2010 in Kraft getreten sind, nicht weiter entgegenstehen.

So regelt § 14 Abs. I des GÄV mit der Gemeinde Buchholz:

"Der Ortschaftsrat der Gemeinde Buchholz bekommt per Hauptsatzung die Ausgestaltung, 
Unterhaltung und Benutzung des Feuerwehrgerätehauses sowie des Dorfgemeinschaftshau-
ses und des Speichers zur Erledigung übertragen."

§ 14 Abs. I des GÄV mit Nahrstedt regelt:
"Der Ortschaftsrat der Gemeinde Nahrstedt bekommt per Hauptsatzung die Ausgestaltung, 
Unterhaltung und Benutzung des Versammlungsraumes im Feuerwehrhaus und des Jugend-
clubs zur Erledigung übertragen."

§ 14 Abs. I des GÄV mit Uchtspringe enthält folgendes:
"Der Ortschaftsrat der Gemeinde Uchtspringe bekommt per Hauptsatzung die Ausgestal-
tung, Unterhaltung und Benutzung des Speiseraumes in der Grundschule zur Erledigung 
übertragen."

Diese dem jeweiligen Ortschaftsrat vorbehaltenen Zuständigkeiten sind entsprechend 
der Vereinbarung mit den Gemeinden in die Hauptsatzung der Hansestadt Stendal auf-
zunehmen.

II.
dieser Beschluss einschließlich der Unterlagen zur formellen Prüfung (Beschluss mit Ab-
stimmungsergebnis, Nachweis der öffentlichen Bekanntmachung der Sitzung, Einladung zur 
Sitzung mit Bestätigung des Zugangs der Stadtratsmitglieder, sowie Protokollauszug einsch-
ließlich Tagesordnung, Anwesenheit, Sitzungsleitung und dem betroffenen Tagesordnungs-
punkt) der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen ist.

Begründung:

Gemäß § 20 Abs. I KVG LSA als auch der entsprechenden vorherigen Regelung der Gemein-
deordnung begründet der Gebietsänderungsvertrag Rechte und Pflichten der Beteiligten.

Die o. g. Beteiligten waren sich seinerzeit darüber einig, dass der jeweilige Ortschaftsrat per 
Hauptsatzung bestimmte Zuständigkeiten übertragen bekommt. Entsprechende Regelungen 
wurden im § 14 Abs. I des jeweiligen Gebietsänderungsvertrages vereinbart.

Da die aktuell beschlossene und zur Genehmigung vorgelegte Hauptsatzung diese den Ort-
schaftsräten zugesprochenen Rechte nicht enthält, kann die Rechtmäßigkeit der Satzung 
nicht bestätigt werden.

Eine Genehmigung ist daher nur möglich, soweit ein ergänzender Beschluss gefasst wird, 
nach dem die in den Gebietsänderungsverträgen getroffenen Vereinbarungen in der Haupt-
satzung der Hansestadt Stendal berücksichtigt werden.

Damit auch die Rechtmäßigkeit dieses Beschlusses geprüft werden kann, ist dieser ein-
schließlich der ihm zugrunde liegenden formellen Unterlagen bei der Kommunalaufsicht 
einzureichen.

Hinweis:
Sobald eine abschließende Klärung zum Gebietsbestand der Ortschaft Wahrburg mit der 
oberen bzw. obersten Kommunalaufsicht erfolgt ist, wird diese Frage im Laufe der aktuellen 
Wahlperiode noch einmal gesondert aufgegriffen.
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Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen die modifizierte Genehmigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
beim Verwaltungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, schriftlich, 
in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle die-
ses Gerichts erhoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweisminel sollen angegeben werden.

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, sollen der Klage nebst Anla-
gen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten 
können.

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind die elektronischen Dokumente 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen. Sie 
ist bei der elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts Magdeburg über die auf der 
Internetseite www.justiz.sachsen-anhalt.de/erv bezeichneten Kommunikationswege einzu-
reichen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür sowie die weiteren technischen Anforderungen 
sind unter der vorgenannten Internetseite abrufbar.

Mit freundlichen Grüßen 

Christian Wulfänger

Landkreis Stendal
Rechtsamt

Hauptsatzung der Hansestadt Stendal

Sehr geehrter Herr Schmotz,

mit Schreiben vom 12.11.2014 hat die Kommunalaufsicht die Hauptsatzung der Hansestadt
Stendal mit der Maßgabe genehmigt, dass 
der Stadtrat einen weiteren Beschluss fasst, welcher die Regelungen des § 22 Abs. 2 Nr. 4 b), 
i) und k) so formuliert, dass sie den Gebietsänderungsverträgen (GÄV) der

Hansestadt Stendal mit der Gemeinde - Buchholz,
    - Nahrstedt und
    - Uchtspringe,

welche jeweils zum 01.01.2010 in Kraft getreten sind, nicht weiter entgegenstehen. Die dem 
jeweiligen Ortschaftsrat vorbehaltenen Zuständigkeiten waren entsprechend der Vereinba-
rung mit den Gemeinden in die Hauptsatzung der Hansestadt Stendal aufzunehmen.

Daneben war der Beschluss einschließlich der Unterlagen zur formellen Prüfung der Kom-
munalaufsichtsbehörde vorzulegen.

Den diese Maßgabe erfüllenden Beschluss hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 29.01.2015
gefasst. Die Unterlagen sind mit Datum vom 3. und 5. Februar 2015 bei der Kommunalauf-
sicht eingegangen. Es kann nunmehr bestätigt werden, dass die Beschlussfassung entspre-
chend der Vorgabe aus dem Genehmigungsschreiben erfolgt ist. Die den o. g. Ortschaftsräten 
vorbehaltenen Zuständigkeiten wurden damit entsprechend der Vereinbarung mit den Ge-
meinden in die Hauptsatzung aufgenommen, so dass diese nun nicht mehr den o. g. Gebiets-
änderungsverträgen entgegensteht.

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag
gez. Fürstenberg 

Hansestadt Stendal
Planungsamt
AZ 612209/05-02-3-12

Bekanntmachung

Anhörungsverfahren im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für den geplanten 
Neubau der 380 kV Leitung UW Stendal / West bis Wolmirstedt in den Gemarkun-
gen Insel, Groß Schwarzlosen, Lüderitz, Stegelitz, Schernebeck, Mahlpfuhl, Uchtdorf, 
Burgstall, Sandbeiendorf, Cröchern, Colbitz, Mose und Farsleben (Landkreise Stendal 
und Börde)

Für das o.g. Bauvorhaben wird auf Antrag des Vorhabenträgers, 50Hertz Transmission 
GmbH, das Planfeststellungsverfahren nach den Vorschriften des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG) durchgeführt.

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung gem. § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit (UVPG).

Inanspruchnahme von Grundstücken
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Insel, Groß Schwarzlosen, Lüderitz, 
Stegelitz, Schernebeck, Mahlpfuhl, Uchtdorf, Burgstall, Sandbeiendorf, Cröchern, Colbitz, 
Mose und Farsleben beansprucht.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit

vom Mittwoch dem 04.03.2015 bis Dienstag dem 07.04.2015

während der Dienststunden

  Montag bis Mittwoch: 8:00 bis 16:00 Uhr
  Donnerstag:  8:00 bis 18:00 Uhr
  Freitag:  8:00 bis 13:00 Uhr

im Planungsamt der 39576 Hansestadt Stendal, Moltkestraße 34-36, Zimmer 209 zur allge-
meinen Einsichtnahme aus.

Ab dem ersten Tag der Auslegung werden die zur Einsicht auszulegenden Planunterlagen 
zusätzlich auf der Internetseite des Landesverwaltungsamtes zugänglich gemacht. 

www.landesverwaltungsamt.sachsen-anhalt.de

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 1 Abs. 1 Ver-
waltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i.V.m. § 27a Verwal-
tungsverfahrensgesetz - VwVfG).

1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 21.04.2015, bei der Anhörungsbe-
hörde, dem

  Landesverwaltungsamt
  Ernst-Kamieth-Straße 2
  06112 Halle (Saale)

oder bei der 
  Hansestadt Stendal
  Planungsamt
  Moltkestraße 34-36
  39576 Hansestadt Stendal

Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend 
gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.

Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind Einwendungen ausgeschlossen (§ 43 a Nr. 7 Satz 
1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG)). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigun-
gen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 43 a Nr. 7 Satz 2 EnWG).

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder 
in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), 
ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und 
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen.

Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA 
i.V.m. § 17 Abs. 1 und 2 sowie § 72 Abs. 2 VwVfG).

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung von der Auslegung 
des Plans der

a) nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundesnaturschutzgeset-
 zes anerkannten Naturschutzvereinigungen

b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
 und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Um-
 weltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen).

3. Bei Planfeststellungsverfahren gemäß § 43 EnWG ist ein Erörterungstermin durchzufüh-
ren (43a Nr. 5 Satz 1 EnWG).

Der Erörterungstermin wird er ortsüblich bekannt gemacht. Diejenigen, die rechtzeitig Ein-
wendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vertreter, von 
dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA i.V.m. § 17 VwVfG).

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhan-
delt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten wer-
den nicht erstattet. 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
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Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 44a Abs. 1 
EnWG in Kraft. An den von der geplanten Baumaßnahme betroffenen Flächen steht dem 
Träger des Vorhabens gemäß § 44a Abs. 3 EnWG ein Vorkaufsrecht zu.

8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,

• dass die für das Verfahren zuständige Behörde und die für die Entscheidung über die 
 Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde das Landesverwaltungsamt Sachsen- 
 Anhalt ist,
• dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden 
 wird,
• dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG notwendigen Angaben 
 enthalten und
• dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffent-
 lichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG ist.

Hansestadt Stendal, den 10.02.2015

Klaus Schmotz
Oberbürgermeister

Hansestadt Havelberg

Bekanntmachung 
der Hansestadt Havelberg für die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Öffentliche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie öffentliche Auslegung des 
1. Entwurfes der Ergänzung des Regionalen Entwicklungsplanes Altmark (REP Alt-
mark) 2005 um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Ent-
wicklung der Siedlungsstruktur“

Die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark hat auf ihrer 61. Regionalversammlung am 
25.06.2014 nachfolgenden Beschluss gefasst:

Beschluss zum 1. Entwurf der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan 
„Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“.

Nach Abschluss der Prüfung durch die oberste Landesplanungsbehörde, erfolgt dann die Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange sowie die öffentliche Auslegung, gemäß §§ 3 b und 
7 Abs. 4 und 5 LPlG LSA, in den Kreis- und Gemeindeverwaltungen. Die Anregungen und 
Bedenken sind in einer Frist von zwei Monaten nach Bekanntgabe mitzuteilen. Der Entwurf 
wird für einen Monat öffentlich ausgelegt.
Die oberste Landesplanungsbehörde hat mit Datum vom 18.08.2014 die Prüfung gemäß § 7 
Abs. 2 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt mit Hinweisen abgeschlossen.
Die allgemeinen Vorschriften über Raumordnungspläne sind geregelt in § 8 ROG i. V. m. 
§ 3 LPlG LSA. Gemäß § 9 ROG ist bei der Aufstellung vom Raumordnungsplänen nach 
§ 8 ROG, von der für den Raumordnungsplan zuständigen Stelle, eine Umweltprüfung 
durchzuführen.
Nach § 7 Abs. 5 ROG ist der 1. Ergänzung des REP Altmark um den sachlichen Teilplan 
„Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur“ eine Begrün-
dung beizufügen.
Der Inhalt der Regionalen Entwicklungspläne ist festgelegt in § 8 ROG i. V. m. § 6 LPlG 
LSA. 
Die Leitvorstellung der Raumordnung ist in § 1 Abs. 2 des ROG abschließend bestimmt.
Gemäß § 10 ROG ist die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen von der Aufstellung zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Entwurf des Raumordnungsplanes und seiner Begründung zu geben.  
Die Vorschläge, Hinweise und Bedenken sind innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
(§ 10 ROG) nach Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal und des Altmarkkrei-
ses Salzwedel, spätestens bis zum 18. April, beim Landkreis Stendal, Hospitalstraße 1-2, 
39576 Stendal, Zimmer 354 (Bauordnungsamt), beim Altmarkkreis Salzwedel, Karl-Marx-
Straße 32, 29410 Salzwedel, Bauordnungsamt/Raumordnung , Raum 420 oder bei der Ge-
schäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwe-
del, einzureichen.

Die Bekanntgabe erfolgt in den Amtsblättern des Altmarkkreises Salzwedel und des Land-
kreises Stendal am 18. Februar 2015 und kann auch unter www.altmark.eu abgerufen wer-
den.
Gleichzeitig erfolgt die Bekanntgabe für die Hansestadt Havelberg ebenfalls im Amtsblatt 
des Landkreises Stendal.
Wenn Anregungen und Bedenken zum Planentwurf mit Umweltbericht vorgetragen werden, 
bitte ich: 
- gezielt die betroffene Aussage des REP Altmark bzw. des Umweltberichtes unter Bezug auf 
die konkrete Gliederungsnummer des Planentwurfes zu benennen, 
- die Anregungen und Bedenken zu begründen und 
- gegebenenfalls konkrete Änderungsvorschläge zu formulieren. 
Für die zusätzliche Zusendung Ihrer Stellungnahme in digitaler Form (Word-Dokument) auf 
Diskette, CD oder als E-Mail an stellungnahmen@rpg-altmark.de wäre ich Ihnen dankbar. 

Sollte bis zum o. g. Termin keine Stellungnahme von Ihnen vorliegen, geht die RPG Altmark 
davon aus, dass keine Einwände gegen den Entwurf der Ergänzung des Regionalen Entwick-
lungsplanes Altmark um den sachlichen Teilplan „Regionalstrategie Daseinsvorsorge und 
Entwicklung der Siedlungsstruktur“ bestehen.

Nach Ende der Beteiligungsfrist eingehende Stellungnahmen können nicht berücksichtigt 
werden, da auf Grund des begrenzt zur Verfügung stehenden Zeitraumes keine Fristverlän-
gerung gewährt werden kann.

Die Unterlagen können während der Sprechzeiten in den Räumen der Hansestadt Havelberg, 
Markt 1, 39539 Hansestadt Havelberg, Zimmer 305 nach der Bekanntgabe im Amtsblatt des 
Landkreises Stendal, ab dem 18. Februar 2015 eingesehen werden. 

Sprechzeiten Hansestadt Havelberg:

Montag:  9:00 Uhr – 12:00 Uhr
Dienstag:  9:00 Uhr – 12:00 Uhr und 13:00 Uhr – 18:00 Uhr
Donnerstag:  9:00 Uhr – 15:00 Uhr und 13:00 Uhr – 15:00 Uhr
Freitag:  9:00 Uhr – 12:00 Uhr

Poloski
Bürgermeister

Hansestadt Havelberg

Öffentliche Bekanntmachung 
der Hansestadt Havelberg 

über das Recht auf Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen zur Bürgermeisterwahl am 22.03.2015

Gemäß § 17 KWO LSA mache ich Nachfolgendes bekannt:

1. Das Wählerverzeichnis für die Hansestadt Havelberg kann in der Zeit vom 19.02.2015 
bis 07.03.2015 während der Sprechzeiten in der Einwohnermeldestelle, Markt 1, Zi. 104, 
in 39539 Hansestadt Havelberg zur Überprüfung der im Wählerverzeichnis eingetragenen 
personenbezogenen Daten eingesehen werden (§ 18 KWG LSA). Das Wählerverzeichnis 
wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. Der Wahlberechtigte kann verlangen, dass in dem Wählerverzeichnis während der 
Möglichkeit der Einsichtnahme das Geburtsdatum unkenntlich gemacht wird.

2. Innerhalb o. g. Frist kann schriftlich oder mündlich als Erklärung zur Niederschrift, 
persönlich oder durch einen Bevollmächtigten ein Antrag auf Berichtigung des Wählerver-
zeichnisses gestellt werden. Für das Berichtigungsverfahren gelten die Bestimmungen des 
Kommunalwahlgesetzes (KWG LSA) sowie der Kommunalwahlordnung für das Land Sach-
sen-Anhalt (KWO LSA).
Nach dem 07.03.2015 ist ein Antrag auf Berichtigung nicht mehr zulässig.
Wird von dem Recht auf Einsichtnahme kein Gebrauch gemacht und ergibt sich, dass die 
wahlberechtigte Person im Wählerverzeichnis nicht aufgeführt ist, so ist ein aus diesem 
Grund eingelegter Wahleinspruch (§ 50 KWG LSA) unbegründet.

3. Wahlberechtigte Personen, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis 
zum 25.02.2015 eine Wahlbenachrichtigung.
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss 
einen Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen, um nicht Gefahr zu laufen, 
dass das Wahlrecht nicht ausgeübt werden kann.
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.

4. Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
4.1  die in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen,
4.2  die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen, wenn sie 
 nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung des 
 Wählerverzeichnisses versäumt haben oder wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl 
 erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist.

Wahlscheinanträge können bei der Hansestadt Havelberg, Wahlbüro, Markt 1 in 39539 Han-
sestadt Havelberg schriftlich oder mündlich gestellt werden. Die Schriftform gilt auch durch 
Telegramm, Fernschreiben oder Fernkopie als gewahrt.
Eine behinderte wahlberechtigte Person kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen.
Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig.
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Voll-
macht nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Von der Vollmacht kann nur Gebrauch ge-
macht werden, wenn die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier wahlberechtigte Per-
sonen vertritt; dies hat sie der Gemeinde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern.
Wahlscheine können beantragt werden:
- von in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen bis zum 
 20.03.2015, 18:00 Uhr;
- von nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen unter den 
 unter Nr. 4.2 angegebenen Voraussetzungen bzw. von Personen, die bei nachgewiesener 
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 plötzlicher Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkei-
 ten aufsuchen können, bis zum Wahltag, 15:00 Uhr.
Verlorene oder nicht rechtzeitig zugegangene Wahlscheine werden nicht ersetzt. Das Gleiche 
gilt für verlorene Stimmzettel, die nach § 25 Abs. 3 Satz 1 KWO LSA ausgegeben worden 
sind. Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein 
nicht zugegangen ist, kann ihr bis zum Tag vor der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden.

5. Ergibt sich aus dem Wahlscheinantrag nicht, ob die wahlberechtigte Person vor einem 
Wahlvorstand wählen will, so erhält sie mit dem Wahlschein zugleich
- den amtlichen Stimmzettel,
- den amtlichen Wahlumschlag,
- den amtlichen Wahlbriefumschlag sowie
- das Merkblatt zur Briefwahl.
Wahlberechtigte Personen können diese Unterlagen nachträglich bis spätestens am Wahltag, 
15:00 Uhr, anfordern.

6. Wer einen Wahlschein hat, kann durch Stimmabgabe (bei persönlicher Abholung der 
Wahlunterlagen an Ort und Stelle) oder in einem beliebigen Wahlbezirk der Hansestadt Ha-
velberg oder durch Briefwahl wählen.
Wer durch Briefwahl wählt, muss den Wahlbriefumschlag mit den Briefwahlunterlagen so 
rechtzeitig an die jeweils darauf angegebene Anschrift abgeben oder versenden, dass er dort 
spätestens am Wahltag bis 18:00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch dort abgegeben 
werden.

Hansestadt Havelberg, 18.02.2015

Bullwan
Gemeindewahlleiterin

Hansestadt Havelberg

Bekanntmachung 
über die Absage der Wahl zur/m Bürgermeisterin/Bürgermeister am 22.03.2015 

und Bekanntgabe des Termins für die Nachwahl

Gemäß § 44 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KWG LSA) i. V. m. § 72 
Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen-Anhalt (KWO LSA) gebe ich Folgendes be-
kannt:

Die Wahl zur/m Bürgermeisterin/Bürgermeister am 22.03.2015 (eventuelle Stichwahl am 
12.04.2015) wird durch die Kommunalaufsicht des Landkreises Stendal aufgrund eines of-
fenkundigen Mangels, infolge dessen die Wahl im Fall der Durchführung im Wahlprüfungs-
verfahren für ungültig erklärt werden müsste, abgesagt.

Die Kommunalaufsicht des Landkreises Stendal hat eine Nachwahl gemäß 
§ 44 Abs. 1 und 1 a KWG LSA angeordnet.

Die Nachwahl findet am

Sonntag, dem 12.April 2015 in der Zeit von 08:00 – 18:00 Uhr,

eine eventuell erforderliche Stichwahl am Sonntag, dem 03.Mai 2015 in der Zeit von 
08:00 – 18:00 Uhr statt.

Bei der Nachwahl wird mit dem für die Hauptwahl (22.03.2015) aufgestellten Wählerver-
zeichnis gewählt.

Hansestadt Havelberg, 18.02.2015

Bullwan   
Wahlleiterin

Hansestadt Havelberg

Berichtigung der Bekanntmachung vom 07.01.2015 
- Stellenausschreibung zur Bürgermeisterwahl am 22. März 2015

Auf der Grundlage des § 30 Absätze 1 und 2 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen-An-
halt (KWG LSA) i. V. m. § 39 Abs. 1 Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
(KWO LSA) wird Folgendes bekannt gegeben:

1. Einreichung von Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters:

Die Einreichungsfrist für die Bewerbungen um das Amt des Bürgermeisters wird bis zum
 

Montag, dem 16.03.2015, 18:00 Uhr 

verlängert. 

Die Bewerbungen sind während der Einreichungsfrist schriftlich einzureichen und können 
nur innerhalb dieser Frist zurückgenommen werden. 

2. Unterstützungsunterschriften

Die Bewerbung für die Wahl zum Bürgermeister muss von 58 Wahlberechtigten der 
Hansestadt Havelberg persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein. Bewirbt sich der 
Amtsinhaber erneut, so ist er von der Beibringung von Unterstützungsunterschriften befreit. 
Für Bewerber, die durch eine Partei oder Wählergruppe unterstützt werden, gilt die Regelung 
des § 21 Abs. 10 Satz 1 KWG LSA  entsprechend, wenn für den Bewerber eine Unterstüt-
zungserklärung in einem Verfahren nach § 24  KWG LSA abgegeben wurde.

Die notwendigen Formblätter erhalten Sie bei der Stadtwahlleiterin, Markt 1, 39539 Hanse-
stadt Havelberg.

Hansestadt Havelberg, 18.02.2015

Bullwan  
Stadtwahlleiterin

Hansestadt Havelberg 

Berichtigung der Bekanntmachung vom 24.12.2014 
über die Zusammensetzung des Stadtwahlausschusses der Hansestadt Havelberg 

für die Bürgermeisterwahl am 22.03.2015 

sowie der Termine für die Sitzungen des Stadtwahlausschusses

Gemäß § 10 Abs. 2 KWG LSA i. V. m. § 5 Abs. 3 KWO LSA mache ich hiermit die Sit-
zungen des Stadtwahlausschusses für die Bürgermeisterwahl öffentlich bekannt und weise 
darauf hin, dass jedermann Zutritt zu den Sitzungen des Stadtwahlausschusses hat.

1. Sitzung zur Zulassung der Bewerber für die Bürgermeisterwahl in der Hansestadt 
Havelberg am 12.04.2015
Ort: Sitzungssaal des Rathauses der Hansestadt Havelberg, Markt 1,
  39539 Hansestadt Havelberg
Datum: 17.03.2015
Uhrzeit: 17:00 Uhr

2. Sitzung zur Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses für die Bürgermeisterwahl 
in der Hansestadt Havelberg am 12.04.2015 oder zur Zulassung der Bewerber für die 
Stichwahl am 03.05.2015
Ort: Sitzungssaal des Rathauses der Hansestadt Havelberg, Markt 1,
  39539 Hansestadt Havelberg
Datum: 14.04.2015
Uhrzeit: 17:00 Uhr
 
3. Sitzung zur Feststellung des endgültigen Wahlergebnisses der Stichwahl zum Bürger-
meister in der Hansestadt Havelberg am 03.05.2015 (sofern erforderlich)
Ort: Sitzungssaal des Rathauses der Hansestadt Havelberg, Markt 1,
  39539 Hansestadt Havelberg
Datum: 05.05.2015
Uhrzeit: 17:00 Uhr

Hansestadt Havelberg, 18.02.2015

Bullwan   
Wahlleiterin

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte   18.02.2015
-Der Bürgermeister-

Bekanntmachung 
der Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte 

für die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

Öffentliche Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie öffentliche Auslegung des 
1. Entwurfes der Ergänzung des Regionalen EntwicklungsplanesAltmark (REP Alt-
mark) 2005 um den sachlichen Teilplan "Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Ent-
wicklung der Siedlungsstruktur"

Die Regionale Planungsgemeinschaft Altmark hat auf ihrer 61. Regionalversammlung am 
25.06.2014 nachfolgenden Beschluss gefasst:

Beschluss zum 1. Entwurf der Ergänzung des REP Altmark 2005 um den sachlichen Teilplan 
"Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur".

Nach Abschluss der Prüfung durch die oberste Landesplanungsbehörde, erfolgt dann die 
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange sowie die öffentliche Auslegung, gemäß §§ 3b und 
7 Abs. 4 und 5 LPIG LSA, in den Kreis- und Gemeindeverwaltungen. Die Anregungen und 
Bedenken sind in einer Frist von zwei Monaten nach Bekanntgabe mitzuteilen. Der Entwurf 
wird für einen Monat öffentlich ausgelegt.

Die oberste Landesplanungsbehörde hat mit Datum vom 18.08.2014 die Prüfung, gemäß § 7 
Abs. 2 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt, mit Hinweisen abgeschlossen.

Die allgemeinen Vorschriften über Raumordnungspläne sind geregelt in § 8 ROG i.V.m. 
§ 3 LPIG LSA. Gemäß § 9 ROG ist bei der Aufstellung vom Raumordnungsplänen nach 
§ 8 ROG, von der für den Raumordnungsplan zuständigen Stelle, eine Umweltprüfung durch-
zuführen.

Nach § 7 Abs. 5 ROG ist der 1. der Ergänzung des REP Altmark um den sachlichen Teilplan 
"Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung der Siedlungsstruktur" eine Begründung 
beizufügen.

Der Inhalt der Regionalen Entwicklungspläne ist festgelegt in § 8 ROG i.V.m. § 6 LPIG LSA.

Die Leitvorstellung der Raumordnung ist in § 1 Abs. 2 des ROG abschließend bestimmt.

Gemäß § 10 ROG ist die Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen von der Aufstellung zu unterrichten. Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zum Ent-
wurf des Raumordnungsplanes und seiner Begründung zu geben.

Die Vorschläge, Hinweise und Bedenken sind innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
(§ 10 ROG) nach Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises 
Salzwedel, spätestens bis zum 18. April, beim Landkreis Stendal, Hospitalstraße 1-2, 39576 
Stendal, Zimmer 354 (Bauordnungsamt), beim Altmarkkreis Salzwedel, Karl-Marx-Straße 32, 
29410 Salzwedel, BauordnungsamtIRaumordnung, Raum 420 oder bei der Geschäftsstelle der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, Ackerstraße 13, 29410 Salzwedel, einzureichen.

Die Bekanntgabe erfolgt in den Amtsblättern des Altmarkkreises Salzwedel und des Landkrei-
ses Stendal am 18. Februar 2015 und kann auch unter www.altmark.eu abgerufen werden.
Gleichzeitig erfolgt die Bekanntgabe in den jeweiligen Amtsblättern der Einheits- und Ver-
bandsgemeinden des Landkreises Stendal und des Altmarkkreises Salzwedel entsprechend den 
jeweiligen Formvorschriften.

Wenn Anregungen und Bedenken zum Planentwurf mit Umweltbericht vorgetragen werden, 
bitte ich:
- gezielt die betroffene Aussage des REP Altmark bzw. des Umweltberichtes unter Bezug auf 
die konkrete Gliederungsnummer des Planentwurfes zu benennen,
- die Anregungen und Bedenken zu begründen und
- gegebenenfalls konkrete Änderungsvorschläge zu formulieren.

Für die zusätzliche Zusendung Ihrer Stellungnahme in digitaler Form (WordDokument) auf 
Diskette, CD oder als E-Mail anstellungnahmen@rpg-altmark.de wäre ich Ihnen dankbar.

Sollte bis zum o.g. Termin keine Stellungnahme von vorliegen, geht die RPG Altmark davon 
aus, dass keine Einwände gegen den Entwurf der Ergänzung des Regionalen Entwicklungspla-
nes Altmark um den sachlichen Teilplan "Regionalstrategie Daseinsvorsorge und Entwicklung 
der Siedlungsstruktur" bestehen.

Nach Ende der Beteiligungsfrist eingehende Stellungnahmen können nicht berücksichtigt wer-
den, da auf Grund des begrenzt zur Verfügung stehenden Zeitraumes keine Fristverlängerung 
gewährt werden kann.

Die Unterlagen können während der Sprechzeiten in den Räumen des Landkreises Stendal, 
Hospitalstraße 1-2, 39576 Stendal, Zimmer 354 (Bauordnungsamt), in den Räumen des Alt-
markkreises Salzwedel, Karl-Marx-Straße 32, 29410 Salzwedel, BauordnungsamtIRaumord-
nung, Raum 420 sowie in der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemeinschaft Altmark, 
Ackerstraße 13, 29410 Salzwedel und, der Einheitsgemeinde "Stadt Tangerhütte", Bismarck-
straße 5, 39517 Tangerhütte, nach der Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises Stendal, ab 
dem 18. Februar 2015 eingesehen werden.

Sprechzeiten Landkreis Stendal:
Montag:  8:00 Uhr - 11:30 Uhr und 13:00 Uhr - 16:00 Uhr
Dienstag:  8:00 Uhr - 11:30 Uhr und 13:00 Uhr - 17:00 Uhr
Mittwoch:  8:00 Uhr - 11:30 Uhr und 13:00 Uhr - 15:00 Uhr
Donnerstag:  8:00 Uhr - 11 :30 Uhr und 13:00 Uhr - 17:00 Uhr
Freitag:  8:00 Uhr - 11:30 Uhr

Sprechzeiten Altmarkkreis Salzwedel:
Montag:  8:30 Uhr - 11:30 Uhr
Dienstag:  8:30 Uhr - 11:30 Uhr und 13:00 Uhr - 18:00 Uhr
Donnerstag:  8:30 Uhr - 11:30 Uhr und 13:00 Uhr - 15:30 Uhr
Freitag:  8:30 Uhr - 11:30 Uhr

Geschäftszeiten: Regionale Planungsgemeinschaft Altmark
Dienstag:  9:00 Uhr-11:30 Uhr und 14:00 Uhr-17:00 Uhr
Donnerstag: 14:00 Uhr - 16:00 Uhr

Dienstzeiten: Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte
Montag: 09:00 Uhr - 12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 15:00 Uhr
Dienstag: 09:00 Uhr - 12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 18:00 Uhr
Mittwoch: 09:00 Uhr - 12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 15:00 Uhr
Donnerstag: 09:00 Uhr - 12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 16:00 Uhr
Freitag: 09:00 Uhr - 12:00 Uhr

   
Brohm
Bürgermeister

Einheitsgemeinde Stadt Tangerhütte  Tangerhütte, den 18.02.2015

B e k a n n t m a c h u n g

Anhörungsverfahren im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens für den geplanten 
Neubau der 380 kV Leitung UW Stendal / West bis Wolmirstedt 
in den Gemarkungen Insel, Groß Schwarzlosen, Lüderitz, Stegelitz, Schernebeck, 
Mahlpfuhl, Uchtdorf, Burgstall, Sandbeiendorf, Cröchern, Colbitz, Mose und Farsle-
ben (Landkreise Stendal und Börde)

Für das o.g. Bauvorhaben wird auf Antrag des Vorhabenträgers, 50Hertz Transmission 
GmbH, das Planfeststellungsverfahren nach den Vorschriften des Energiewirtschaftsgeset-
zes (EnWG) durchgeführt.

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung gem. § 3 a des Gesetzes über die Umweltverträglichkeit (UVPG).

Inanspruchnahme von Grundstücken
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen werden Grundstücke in den Gemarkungen Insel, Groß Schwarzlosen, Lüderitz, 
Stegelitz, Schernebeck, Mahlpfuhl, Uchtdorf, Burgstall, Sandbeiendorf, Cröchern, Colbitz, 
Mose und Farsleben beansprucht.

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit

vom 04.03.2015 bis 07.04.2015

während der Dienststunden 
   vormittags nachmittags
Montag  09:00 – 12:00 Uhr 13:00 – 15:00 Uhr
Dienstag  09:00 – 12:00 Uhr 13:00 – 18:00 Uhr
Mittwoch  09:00 – 12:00 Uhr 13:00 – 15:00 Uhr
Donnerstag  09:00 – 12:00 Uhr 13:00 – 16:00 Uhr
Freitag  09:00 – 12:00 Uhr 

In der Stadtverwaltung der Stadt Tangerhütte, Bismarckstraße 5, in 39517 Tangerhütte, zur 
allgemeinen Einsichtnahme aus.

Ab dem ersten Tag der Auslegung werden die zur Einsicht auszulegenden Planunterlagen 
zusätzlich auf der Internetseite des Landesverwaltungsamtes zugänglich gemacht. 

www.landesverwaltungsamt.sachsen-anhalt.de

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 1 Abs. 1 Ver-
waltungsverfahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i.V.m. § 27a Ver-wal-
tungsverfahrensgesetz - VwVfG).

1. Jeder, dessen Belange durch das Bauvorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum 21.04.2015, bei der Anhörungsbe-
hörde, dem 

 Landesverwaltungsamt
 Ernst-Kamieth-Straße 2
 06112 Halle (Saale) 

oder bei der 

 Stadt Tangerhütte, 
 Bismarckstraße 5, 
 39517 Tangerhütte

Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift erheben. Die Einwendung muss den geltend 
gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen.

Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind Einwendungen ausgeschlossen (§ 43 a Nr. 7 Satz 
1 EnWG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser 
Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 43 a Nr. 7 Satz 2 EnWG).

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder 
in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), 
ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und 
Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen.

Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA 
i.V.m. § 17 Abs. 1 und 2 sowie § 72 Abs. 2 VwVfG).

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung von der Auslegung 
des Plans der

a) nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundesnaturschutzgeset-
 zes anerkannten Naturschutzvereinigungen

b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
 und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Um-
 weltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen).

3. Bei Planfeststellungsverfahren gemäß § 43 EnWG ist ein Erörterungstermin durchzufüh-
ren (43a Nr. 5 Satz 1 EnWG).
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Der Erörterungstermin wird er ortsüblich bekannt gemacht. Diejenigen, die rechtzeitig Ein-
wendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen wird der Vertreter, von 
dem Termin gesondert benachrichtigt (§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA i.V.m. § 17 VwVfG).

Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. 

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhan-
delt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet. 

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten wer-
den nicht erstattet. 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach 
zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt.
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsver-
fahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 44a Abs. 1 
EnWG in Kraft. An den von der geplanten Baumaßnahme betroffenen Flächen steht dem 
Träger des Vorhabens gemäß § 44a Abs. 3 EnWG ein Vorkaufsrecht zu.

8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen, 
- dass die für das Verfahren zuständige Behörde und die für die Entscheidung über die 
 Zulässigkeit des Vorhabens zuständige Behörde das Landesverwaltungsamt Sachsen-
 Anhalt ist,
- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss entschieden 
 wird,
- dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG notwendigen Angaben 
 enthalten und
- dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die Einbeziehung der Öffent-
 lichkeit zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 9 Abs. 1 UVPG ist.

A. Brohm
Bürgermeister

Kreiskirchenamt Stendal

Änderung 
der Friedhofsgebührenordnung vom 25.11.2002 für den

Friedhof der Ev. Kirchengemeinde Döbbelin

beschlossen in der Gemeindekirchenratssitzung vom 02.07.2014 
gemäß § 53 der kirchlichen Verwaltungsordnung vom 05.09.1972 (ABL 1981 Heft 7/8) und 
§ 6 der Friedhofsordnung.

Änderung und Ergänzung zum § 6, Gebührentarif

Änderung zum § 6:

 II. Friedhofsunterhaltungsgebühr

Von den Nutzungsberechtigten wird eine Friedhofsunterhaltungsgebühr von 5,00 Euro
pro Grabstelle und Jahr erhoben.
Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird jährlich fällig.

Ergänzung zum § 6:

 III. Sonstige Gebühren

1. Verwaltungsgebühr bei Erhebung der Friedhofsunterhaltungsgebühr, 
    pro Grabstelle und Jahr     2,80 Euro  
2. Verwaltungsgebühr im Bestattungsfalle  15,00 Euro                                

Öffentliche Bekanntmachung der Änderung
1.  Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung bedarf zu ihrer Gültigkeit der öffentli-
 chen Bekanntmachung.
2.  Die öffentliche Bekanntmachung im vollen Wortlaut erfolgt im Generalanzeiger.
3.  Die geltende Fassung der Friedhofsgebührenordnung liegt zur Einsichtnahme im Evan-
 gelischen Pfarramt Gr. Möringen aus. 
4.  Zusätzlich kann die Änderung der Friedhofsgebührenordnung durch Aushang und Kan-
 zelabkündigung bekannt gemacht werden.

Inkrafttreten
Diese Änderung der Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer kirchenaufsichtlichen Ge-

nehmigung  am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung durch die Kirchengemeinde 
in Kraft.

Wasserverband Gardelegen

S A T Z U N G 
über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Abgaben 

für die Schmutzwasserbeseitigung des Wasserverbandes Gardelegen

Aufgrund der §§ 8, 9 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), der §§ 9 und 16 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit LSA (GKG-LSA) vom 09. Oktober 1992 (GVBl. LSA S. 730) in der 
Bekanntmachung der Neufassung des GKG-LSA vom 26. Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.12.2009 (GVBl. LSA S. 648, 677), der §§ 5, 6 und 8 
des Kommunalabgabengesetzes LSA (KAG-LSA) vom 11. Juni 1991 (GVBl. LSA S. 105) in 
der Bekanntmachung der Neufassung des KAG-LSA vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 
S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung kommunalabgabenrechtlicher Vorschrif-
ten vom 17. Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 522), unter Berücksichtigung des Urteils des 
Landesverfassungsgerichtes Sachsen-Anhalt vom 16.02.2010 – LVG 10/09 - (GVBl. LSA S. 
109), des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (AbwAG) i. d. 
F. der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114) und § 7 des Ausführungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt zum Abwasserabgabengesetz (AGAbwAG-LSA) vom 25. 06. 
1992 (GVBL. LSA S. 580), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.03.2011 (GVBl. LSA S. 
492, 520) hat die Verbandsversammlung des Wasserverbandes Gardelegen in ihrer Sitzung 
am 04.02.2015 die folgende Satzung beschlossen:

- Schmutzwasserbeseitigungsabgabensatzung -

Inhaltsübersicht:

Abschnitt I
§   1 Allgemeines

Abschnitt II – Schmutzwasserbeitrag und Kostenerstattung
§   2 Grundsatz
§   3 Gegenstand der Beitragspflicht
§   4 Beitragsmaßstab
§   5 Beitragssatz 
§   6 Regelungen für übergroße Wohngrundstücke
§       6a Beitragsfreiheit von Gebäuden
§   7 Beitragspflichtige
§   8 Entstehung der Beitragspflicht
§   9 Vorausleistung
§ 10 Veranlagung, Fälligkeit, Mahnung, Säumniszuschläge und Stundungszinsen
§ 11 Ablösung
§ 12 Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse

Abschnitt III - Schmutzwassergebühr
§ 13 Grundsatz
§ 14 Gebührenmaßstab
§ 15 Gebührensätze und Starkverschmutzerzuschlag 
§ 16 Gebührenpflichtige
§ 17 Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht
§ 18 Erhebungszeitraum
§    19 Berechnung, Fälligkeit, Mahnung, Säumniszuschläge und Stundungszinsen

Abschnitt IV - Abwälzung der Abwasserabgabe
§ 20 Gegenstand der Abgabe
§    21 Abgabepflichtige
§    22 Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht
§    23 Erhebungszeitraum, Entstehung der Abgabeschuld
§    24 Abgabemaßstab und Abgabesatz
§    25 Veranlagung und Fälligkeit
§    26 Pflichten des Abgabepflichtigen

Amtsblatt für den Landkreis Stendal vom 18. Februar 2015, Nr. 4

Seite 31



Abschnitt V - Gemeinsame Vorschriften
§ 27 Auskunftspflicht
§ 28 Anzeigepflicht
§ 29 Billigkeitsregelungen
§ 30 Datenverarbeitung
§ 31 Ordnungswidrigkeiten
§ 32  Salvatorische Klausel
§ 33 Inkrafttreten

Abschnitt I

§ 1 
Allgemeines

(1) Der Wasserverband Gardelegen (nachfolgend WVG genannt) betreibt Kanalisations- und 
Schmutzwasserreinigungsanlagen (öffentliche Schmutzwasseranlagen) als jeweils selbstän-
dige öffentliche Einrichtung nach Maßgabe der Satzung über die Schmutzwasserbeseitigung 
und den Anschluss an die öffentliche Schmutzwasseranlage des Wasserverbandes Gardele-
gen (Schmutzwasserbeseitigungssatzung) in der jeweils gültigen Fassung
a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung
b) zur Aufnahme und Ableitung des in Hauskläranlagen auf den Grundstücken vorbehandel-
ten Schmutzwassers ohne anschließende Reinigung des Schmutzwassers in einem Klärwerk
c) zur dezentralen Beseitigung von Schmutzwasser aus abflusslosen Sammelgruben,
d) zur dezentralen Beseitigung von Fäkalschlamm aus einzelnen Hausklär- oder gemein-
schaftlichen Grundstückskläreinrichtungen.

(2) Der WVG erhebt nach Maßgabe dieser Satzung:
a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage 
einschließlich der Kosten des ersten Grundstücksanschlusses 
b) Kostenerstattungen für die Herstellung von weiteren sowie die Veränderung, Abtrennung, 
Beseitigung sowie Unterhaltung von Grundstücksanschlüssen
c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen und dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasseranlagen.

(3) Sämtliche Beiträge, Gebühren und Abgaben nach dieser Satzung sind öffentlich-rechtli-
che Abgaben und unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren.

Abschnitt II – Schmutzwasserbeitrag und Kostenerstattung

§ 2 
Grundsatz

(1) Der WVG erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Schmutzwassergebühren oder Kos-
tenerstattungen gedeckt ist, für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung 
und Erneuerung der zentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage Beiträge zur Abgeltung der 
durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme gebotenen Vorteile. 

(2) Der Beitrag deckt auch die Kosten der erstmaligen Herstellung des ersten Grundstücks-
anschlusses (Anschlussleitung vom Hauptsammler bis zur Grenze des entwässernden Grund-
stückes, bei Hinterliegergrundstücken bis zur ersten Grenze des Vorderliegergrundstückes; 
einschließlich des Revisionsschachtes). 

§ 3 
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die zentrale öffentliche Schmutzwas-
seranlage angeschlossen werden können und 
a) für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen,
b)für die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in den 
dem WVG angeschlossenen Städten und Gemeinden zur Bebauung oder gewerblichen Nut-
zung anstehen,
c) bebaut sind oder gewerblich genutzt werden.

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Abs. 
1 nicht erfüllt sind.

(3) Der  Beitragspflicht unterliegen auch bebaute Grundstücke im Außenbereich, wenn für 
sie Anschlusszwang besteht und sie an die öffentliche Schmutzwasseranlage angeschlossen 
werden können.

(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. Ist ein Grundstück nicht vermessen und im Grundbuch nicht als Grund-
stück eingetragen, so gilt die vom Beitragspflichtigen zusammenhängend genutzte Fläche 
als Grundstück. Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall verpflichtet, die Grundstücksgröße 
nachprüfbar, insbesondere durch amtliche Dokumente, nachzuweisen.

§ 4 
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaßstab berechnet.

(2) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Beitrages werden für das erste Vollgeschoss 
25 % und für jedes weitere Vollgeschoss 15 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. 
Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, deren Deckenoberfläche im Mittel mehr als 1,60 m 
über die Geländeoberfläche hinausragt und die auf mindestens 2/3 ihrer Grundfläche eine 
lichte Höhe von mindestens 2,20 m haben. Ist eine Geschosszahl wegen der Besonderheiten 
des Bauwerks nicht feststellbar, gilt als Geschosszahl die bei industriell genutzten Grund-
stücken durch 2,8 geteilte und bei in anderer Weise genutzten Grundstücken durch 2,2 geteil-
te Gebäudehöhe des Bauwerks auf ganze Zahlen kaufmännisch gerundet.

(3) Als Grundstücksfläche gilt:
a) bei Grundstücken, die insgesamt im Bereich eines Bebauungsplanes liegen, sofern sie 
nicht unter f) oder g) fallen, die gesamte Fläche, wenn für das Grundstück im Bebauungsplan 
bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist.
b) bei Grundstücken, die über die Grenzen des Bebauungsplanes hinausreichen, sofern sie 
nicht unter f) oder g) fallen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese dar-
in bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist. Für die Teilfläche, die über die Grenzen 
des B-Planes hinausgeht, gelten die Regelungen nach § 4 Abs. 3 Nr. d).
c) bei Grundstücken, die insgesamt im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Baugesetz-
buch liegen sowie bei Grundstücken, die über die Grenzen einer solchen Satzung in den 
Außenbereich hinausreichen, sofern sie nicht unter f) oder g) fallen, die Fläche im Satzungs-
bereich, wenn diese baulich oder gewerblich genutzt werden kann; reichen Grundstücke in 
den Innenbereich hinein, ist die dort liegende Fläche ebenfalls zu berücksichtigen.
d) bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4,  Bau-
gesetzbuch besteht, sofern sie nicht unter f) oder g) fallen, 
1) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 Baugesetz-
buch) liegen, die Gesamtfläche des Grundstückes,
2) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich und teilweise im Außenbereich liegen, 
die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche zwischen der jeweiligen 
Straßenseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand von 40 m dazu verläuft.
e) bei Grundstücken, die über die sich nach Buchst. a) bis d) ergebenden Grenzen hinaus 
bebaut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Straßengrenze und 
einer Parallelen hierzu, die in einer Tiefe verläuft, die der übergreifenden Bebauung oder 
gewerblichen Nutzung entspricht,
f) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 4 
Baugesetzbuch „sonstige Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung“ festgesetzt 
ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 Baugesetzbuch) tat-
sächlich so genutzt werden, zum Beispiel Schwimmbäder, Dauerkleingärten, Camping- und 
Festplätze - nicht aber Sportplätze und Friedhöfe - 75 % der Grundstücksfläche.
g) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan oder in einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Bau-
gesetzbuch die Nutzung als Sportplatz oder Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 Baugesetzbuch) tatsächlich so genutzt wer-
den, die Grundfläche der an die Schmutzwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt 
durch die GRZ 0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, 
dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten 
verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung 
eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt.
h) bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch) die Grundfläche der 
an die Schmutzwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch GRZ 0,2. Die so 
ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils 
im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, wobei bei einer 
Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine gleichmäßige Flächen-
ergänzung auf dem Grundstück erfolgt.
i) die im Außenbereich (§ 35 Baugesetzbuch) liegen und für die durch Fachplanung (Plan-
feststellung, Betriebsplan oder ähnliche Verwaltungsakte) eine der baulichen Nutzung ver-
gleichbare Nutzung zugelassen ist (z.B. Abfalldeponie, Untergrundspeicher pp.), die Fläche 
des Grundstückes, auf die sich die Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnli-
cher Verwaltungsakt) bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die schmutz-
wasserrelevant nicht nutzbar sind.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 gilt:
a) soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Zahl der Voll-
geschosse.
b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anla-
gen festgesetzt ist, in Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i.S. von § 11 Abs. 3 BauNVO 
die durch 2,8 geteilte und in allen anderen Baugebieten die durch 2,2 geteilte höchstzulässige 
Gebäudehöhe auf ganze Zahlen kaufmännisch gerundet.
c) für die in Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen, sondern die Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch 2,8 geteilte höchstzulässige 
Baumassenzahl auf ganze Zahlen kaufmännisch gerundet.
d) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, die 
Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene.
e) die Zahl der tatsächlichen oder sich durch Umrechnung ergebenen Vollgeschosse, wenn 
aufgrund von Ausnahmen oder Befreiungen die Zahl der Vollgeschosse nach Buchst. a) oder 
die Gebäudehöhe nach Buchst. b) bzw. die Baumassenzahl nach Buchst. c) überschritten 
werden.
f) soweit kein Bebauungsplan besteht bei Grundstücken, die innerhalb des im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, wenn sie 
aa.) bebaut sind, die höchste Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse,
bb.) unbebaut sind, die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Voll-
geschosse,
cc.) mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchengebäude als eingeschossiges 
Gebäude behandelt.
g) soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäudehöhe 
bzw. die Baumassenzahl bestimmt sind, der in der näheren Umgebung überwiegend festge-
setzte und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34 BauGB) Berechnungswert nach Buchst. a) oder 
Buchst. b).
h) bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan sonstige Nutzung festgesetzt ist oder die 
außerhalb von Bebauungsplangebieten tatsächlich so genutzt werden (z. B. Sport- und Cam-
pingplätze, Schwimmbäder, Friedhöfe), wird ein Vollgeschoss angesetzt.
i) die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die jeweilige Zahl der Vollge-
schosse der angeschlossenen Baulichkeiten; 
j) die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch Planfeststellung, bergrechtli-
chen Betriebsplan oder ähnliche Verwaltungsakte eine der baulichen Nutzung vergleichbare 
Nutzung zugelassen ist, bezogen auf die Fläche nach Abs. 3 h), die Zahl von einem Vollge-
schoss. 

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 Baugesetz-
buch liegen, sind zur Feststellung der Zahl der Vollgeschosse die Vorschriften entsprechend 
anzuwenden, wie sie bestehen für
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1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nutzungs-
maß getroffen sind;

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen über 
das zulässige Nutzungsmaß enthält.

§ 5  
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der zentralen öffentlichen Schmutzwasseranlage 
(erstmalige Herstellung) beträgt 10,00 Euro/m² Beitragsfläche.

(2) Für alle Grundstücke, soweit sie im Verbandsgebiet bereits am 15. Juni 1991 an da-
mals bestehende Schmutzwasserreinigungsanlagen angeschlossen waren und soweit deren 
Schmutzwasser nach dem damaligen Stand der Technik zentral behandelt wurde, erhebt der 
WVG besondere Herstellungsbeiträge (Herstellungsbeitrag II). 
Der Beitragssatz des Herstellungsbeitrags II beträgt  3,10 Euro/m² Beitragsfläche.

§ 6  
Regelungen für übergroße Wohngrundstücke

Übergroße Grundstücke, die nach der tatsächlichen Nutzung vorwiegend Wohnzwecken 
dienen, sind nur begrenzt zu veranlagen. Als übergroß gelten solche Wohngrundstücke, die 
30 v. H. oder mehr über der Durchschnittsgröße liegen. Die durchschnittliche Größe der 
Wohngrundstücke beträgt im Verbandsgebiet 1.156 m². Demgemäß wird ein übergroßes 
Wohngrundstück nur bis zu einer Größe von 1.503 m² in vollem Umfang zum Beitrag heran-
gezogen. Für weitere 751 m² werden diese Grundstücke zu 50 % und darüber hinausgehend 
zu 25 % des sich nach den §§ 4 und 5 ergebenden Beitrages herangezogen.

§ 6a 
Beitragsfreiheit von Gebäuden

Gebäude oder selbständige Gebäudeteile, die auf den durch § 4 Abs. 3 bestimmten Grund-
stücksflächen errichtet sind und die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach An-
schluss an die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage auslösen oder die nicht 
angeschlossen werden dürfen und auch tatsächlich nicht angeschlossen sind, bleiben bei-
tragsfrei. Der Beitragsfreiheit solcher Gebäude oder selbständigen Gebäudeteile ist derge-
stalt Rechnung zu tragen, dass die beitragsfreien Gebäude oder selbständigen Gebäudeteile 
bei der Feststellung der Zahl der Vollgeschosse nach § 4 Abs. 4 unberücksichtigt bleiben.

§ 7 
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. 
Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
Ist das Grundstück mit einem dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch belastet, so ist anstelle des Eigentümers der 
Inhaber dieses Rechts beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im Grundbuch noch als Eigentum des Volkes ein-
getragen sind, tritt an die Stelle des Eigentümers der Verfügungsberechtigte im Sinne von 
§ 8 Abs. 1 des Vermögenszuordnungsgesetzes.

(3) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück, bei Bestehen eines Erbbaurech-
tes oder bei Wohnungs- oder Teileigentum auf diesem.

§ 8  
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffentli-
chen Schmutzwasseranlage vor dem Grundstück einschließlich der Fertigstellung des Grund-
stücksanschlusses. 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss, frühestens jedoch 
mit dessen Genehmigung.

§ 9  
Vorausleistung

Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 
sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist.

§ 10  
Veranlagung, Fälligkeit, Mahnung, Säumniszuschläge und Stundungszinsen

(1) Der Beitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bescheidbekanntgabe 
fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. Als Zahlungstag gilt bei Über-
weisungen der Tag der Gutschrift. 

(2) Mahnungen sind kostenpflichtig. Die Höhe der Mahngebühren bestimmt sich nach An-
lage 1 zu § 2 Satz 1 der Verordnung über die Kosten im Verwaltungszwangsverfahren (Vw-
KostVO).
Daneben sind Säumniszuschläge in Höhe von 1 % pro angefangenem Monat der Säumnis 
zu entrichten.

(3) Für gestundete Forderungen werden Stundungszinsen berechnet. Die Höhe der Stun-
dungszinsen beträgt für jeden Monat 1/2 %. Sie sind vom Tage an, an dem der Zinslauf 
beginnt, nur für volle Monate zu zahlen, angefangene Monate bleiben außer Ansatz. Für 
die Berechnung der Zinsen wird der zu verzinsende Betrag auf den nächsten durch 50 Euro 
teilbaren Betrag abgerundet.

§ 11  
Ablösung

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 

Vertrag vereinbart werden. Die Höhe des Ablösebetrages ist nach Maßgabe des in § 4 be-
stimmten Beitragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch 
Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten.

§ 12 
Kostenerstattung für Grundstücksanschlüsse

(1) Stellt der WVG auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen wei-
teren Grundstücksanschluss oder für ein Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits ent-
standen ist, für eine abgeteilte und zu einem Grundstück verselbstständigte Teilfläche einen 
eigenen Grundstücksanschluss oder nach dessen Beseitigung einen neuen Grundstücksan-
schluss an die zentrale öffentliche Schmutzwasseranlage her (zusätzliche Grundstücksan-
schlüsse), so sind dem WVG die Aufwendungen für die Herstellung solcher zusätzlichen 
Grundstücksanschlüsse nach tatsächlichem Aufwand zu erstatten.

(2) Die Kosten für die Erneuerung, Veränderung, Abtrennung oder Beseitigung sowie Unter-
haltung von Grundstücksanschlüssen sind nach den tatsächlichen Kosten zu erstatten. 

(3) Bei Anschluss eines Hinterliegergrundstückes gelten § 2 Abs. 2 und § 12 Abs. 1 entspre-
chend. Sofern der WVG die weiterführende Anschlussleitung über das Vorderliegergrund-
stück bis zum erschließenden Grundstück errichtet, sind diese Kosten nach dem tatsächlichen 
Aufwand zu erstatten.

(4) Die §§ 7,9,10,11 und § 29 dieser Satzung gelten entsprechend. Der Erstattungsanspruch 
entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses.
(5) Die Grundstücksanschlüsse, einschließlich Übergabeschacht werden grundsätzlich durch 
den WVG oder dessen Beauftragte hergestellt, erneuert, verändert, beseitigt und unterhal-
ten.

Abschnitt III - Schmutzwassergebühr

§ 13 
Grundsatz

Der WVG erhebt für die Inanspruchnahme der zentralen und dezentralen öffentlichen 
Schmutzwasseranlage im Sinne § 1 Abs. 1 der Schmutzwasserbeseitigungssatzung Gebühren 
für die Grundstücke, die jeweils an diese öffentliche Einrichtung zur Schmutzwasserbeseiti-
gung angeschlossen sind oder in diese Schmutzwasser einleiten.

§ 14 
Gebührenmaßstab

(1) Die Mengengebühr für die Schmutzwasserentsorgung wird nach der Menge bemessen, 
die in die öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt. Die Gebühr für die dezentrale Entsor-
gung (§ 15 Abs. 3) wird nach der entnommenen Menge Fäkalabwasser bzw. Fäkalschlamm 
bemessen. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ Schmutzwasser, Fäkalwasser bzw. 
Fäkalschlamm. Daneben wird für die zentrale Schmutzwasserentsorgung eine Grundgebühr 
erhoben. 

(2) Als in die öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt gelten:
a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte 
und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge,
b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermen-
ge,
c) die tatsächlich eingeleitete Schmutzwassermenge bei Bestehen einer Schmutzwassermess-
einrichtung,
d) die tatsächliche Fäkalwassermenge, die der dezentralen öffentlichen Einrichtung zuge-
führt wird,
e) die tatsächliche Fäkalschlammmenge, die der dezentralen öffentlichen Einrichtung zuge-
führt wird.

(3) Die auf dem Grundstück gewonnenen oder sonst zugeführten Wassermengen sind durch 
Wasserzähler zu ermitteln. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen. Soweit nicht bereits eine Messeinrichtung eines Wasserversorgungsunterneh-
mers zur Verfügung steht, sind die erforderlichen Wasserzähler vom Gebührenpflichtigen 
durch eine Fachfirma auf seine Kosten einbauen zu lassen.
Hat ein Wasserzähler oder eine Schmutzwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt oder hat der Grundstückseigentümer keine Messeinrichtung installiert, so 
wird die Wassermenge vom WVG, unter Zugrundelegung des durchschnittlichen Wasserver-
brauches im Verbandsgebiet und unter Berücksichtigung des Vorjahresverbrauches und der 
begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen, geschätzt. 

(4) Zur Ermittlung des Wasserverbrauches, welcher nicht in die zentrale Schmutzwasser-
anlage gelangt und zur Ermittlung der Wasserförderung aus einer Eigenversorgungsanlage 
oder anderer Wasserquellen, welcher in die zentrale Schmutzwasseranlage gelangt, ist ein 
Wasserzähler erforderlich. Dafür wird eine Gebühr erhoben. Diese Gebühr beträgt:

a)  bei einer Zählergröße bis QN 2,5 (Q34)       19,20  Euro jährlich
b)  bei einer Zählergröße bis QN 6    (Q310)       22,00  Euro jährlich

Zulässig sind nur amtlich geeichte Zähler des WVG der Zählergröße QN 2,5 (Q34) und QN 6 
(Q310). Die Zähler bleiben Eigentum des WVG. Für die Einbauerlaubnis und Abnahme der 
eingebauten Zähler wird eine einmalige Gebühr von 48,00 Euro zzgl. MwSt. erhoben.

(5) Die Wassermengen nach Abs. 2 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige dem Wasser-
verband für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb des 
folgenden Monats anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebühren-
pflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des 
Eichgesetzes entsprechen. Wenn der WVG auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann er 
als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Er ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können.

(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Schmutzwasseranlage gelangt 
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sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist spätestens einen Monat nach Ablauf des 
Abrechnungszeitraumes beim WVG einzureichen. Für den Nachweis gilt Abs. 5 Sätze 2 bis 
5 sinngemäß. Der WVG kann auf Kosten des Antragstellers Gutachten anfordern. Zuviel 
erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten.

(7) Liegen dem WVG keine prüfbaren Unterlagen gem. Abs. 3 vor oder ist eine Messeinrich-
tung für die öffentliche und/oder eigene Hauswasserversorgung gemäß Abs. 3 nicht vorhan-
den, so ist der WVG berechtigt, die Schmutzwassermenge auf den Durchschnittsverbrauch 
des WVG pro Einwohner und Jahr im Erhebungszeitraum festzulegen.

(8) Die Schmutzwassergebühr für die Beseitigung des Fäkalschlammes aus Kleinkläranla-
gen wird nach der tatsächlichen Menge Fäkalschlamm bemessen, die der dezentralen öf-
fentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage zugeführt wird. Maßstab ist die vom WVG / 
Entsorgungsunternehmen festgestellte Menge. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ 
Fäkalschlamm. 

(9) Die Schmutzwassergebühr für die Beseitigung des Schmutzwassers aus abflusslosen 
Sammelgruben wird nach der tatsächlichen Menge bemessen, die der dezentralen öffent-
lichen Schmutzwasserbeseitigungsanlage zugeführt wird. Maßstab ist die vom WVG / 
Entsorgungsunternehmen festgestellte Menge. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m³ 
Schmutzwasser. 

§ 15 
Gebührensätze und Starkverschmutzerzuschlag

(1) Gebührensätze für die zentrale Schmutzwasserentsorgung
a) Die Mengengebühr beträgt für jeden vollen m³ eingeleiteten Schmutzwassers 2,65 Euro. 
Darin ist ein verschmutzungsabhängiger Gebührenanteil in Höhe von 1,03 Euro/m³ enthal-
ten.
b)  Neben der Mengengebühr wird zur Deckung der fixen Kosten je Schmutzwasseran-
schluss eine Grundgebühr erhoben. Die Grundgebühr wird nach den Wasserzählernenngrö-
ßen bemessen. Befinden sich auf dem Grundstück mehrere Wasserzähler, so wird die Grund-
gebühr entsprechend für jeden Zähler gesondert festgesetzt.
Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit einem Nenndurch-
fluss
- bis einschließlich Qn 2,5 (Q34)         36,00 Euro je Jahr
- bis einschließlich   Qn 6 (Q310)         86,40 Euro je Jahr
- bis einschließlich  Qn 10 (Q316)       144,00 Euro je Jahr
- bis einschließlich  Qn 15 (Q325)       216,00 Euro je Jahr
- bis einschließlich  Qn 40 (Q340-63)       576,00 Euro je Jahr
- bis einschließlich  Qn 60 (Q363-100)          864,00 Euro je Jahr
- bis einschließlich  Qn 150 (Q3160-250) 2.160,00 Euro je Jahr
- über  Qn 150 (Q3160-250) 3.600,00 Euro je Jahr

Bei Grundstücken, die ihre Wassermengen ganz oder teilweise aus eigenen oder öffentli-
chen Anlagen entnehmen, ohne einen Wasserzähler zu verwenden, wird die Nennleistung 
des Wasserzählers festgesetzt. Im Fall des § 17 Abs. 2 wird jeder begonnene Monat voll 
berechnet. 

(2) Starkverschmutzerzuschläge
Bei Grundstücken, von denen überdurchschnittlich verschmutztes Abwasser in die öffent-
liche Abwasseranlage gelangt, wird eine Zusatzgebühr, sog. Starkverschmutzerzuschlag, 
erhoben.
Parameter zur Ermittlung des Verschmutzungsgrades sind der im Abwasser gemessene 
BSB5- und CSB-Wert und der gemessene Wert der absetzbaren Stoffe.
Als überdurchschnittlich verschmutzt gilt Abwasser, wenn folgende Parameter überschritten 
werden:
BSB5:  600 mg/l
CSB  :  1200 mg/l
Absetzbare Stoffe:  10 mg/l
Die Zuschlagberechnung ergibt sich wie folgt:
  

 

 

Die sich aus dieser Berechnung ergebenen Werte werden mit folgender Gewichtung ad-
diert:
A:    50%
B:    35%
C:    15%
Die ermittelte Gesamtsumme, multipliziert mit den in Abs. 1 niedergelegten verschmut-
zungsabhängigen Kosten, stellt den Starkverschmutzerzuschlag dar.
Maßgebender Verschmutzungsgrad ist der durch Proben ermittelte Durchschnittswert, der 
aus den Werten ermittelt wird, die sich im Falle der Überschreitung der im Satz 2 genannten 
Parameter ergeben haben. Der Verschmutzungsgrad wird anhand von 24-Stunden-Misch-
proben festgestellt. Die Proben werden vom WVG bzw. von einem beauftragten anerkannten 
Untersuchungslabor mindestens pro Quartal 5 Tage gezogen.

(3) Gebührensätze für die dezentrale Entsorgung (Hauskläranlagen und abflusslose Sam-
melgruben)
a) Für die Übernahme und Beseitigung des in abflusslosen Gruben (Sammelgruben) ge-
sammelte Fäkalwassers werden die Gebühren nach der Fäkalwassermenge bemessen, die 
aus der Sammelgrube abgefahren wird. Die Gebühr beträgt 9,54 Euro/m³ eingesammelten 
Fäkalwassers. 
b) Für die Übernahme und Beseitigung des in Absetz- und Ausfaulgruben (Kleinkläranla-

gen) anfallenden Schlamms werden Gebühren nach der Menge des Fäkalschlamms erhoben. 
Die Gebühr beträgt 39,71 Euro/m³ eingesammelten Fäkalschlammes.
c)  Die Gebühr für eine erfolglose Anfahrt trotz vorheriger Anmeldung beträgt 30,00 Euro.

§ 16 
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer des Grundstücks. Ist ein Erbbaurecht bestellt, tritt 
an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. Gebührenschuldner sind außerdem die 
sonst dinglich Nutzungsberechtigten. Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
Mieter und Pächter haften für den ihnen zurechenbaren Anteil der Gebühr.

(2) Ist für ein Grundstück weder ein Eigentümer noch ein Erbbauberechtigter oder ein ding-
lich Nutzungsberechtigter zu ermitteln, so ist Gebührenschuldner derjenige, der die mit der 
öffentlichen Einrichtung gebotene Leistung in Anspruch nimmt (Benutzer).

(3) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit dem Tag des 
Übergangs des Grundstückes auf den neuen Verpflichteten über. Der bisherige und der neue 
Gebührenpflichtige haben am Übergabetag den Wasserzähler nach § 14 Abs. 2 Buchst. a) 
abzulesen und den Zählerstand dem WVG unverzüglich mitzuteilen. Dies gilt ebenso für 
die Wasserzähler nach § 14 Abs. 4. Wenn der bisher Verpflichtete die Mitteilung hierüber 
versäumt, so haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung 
beim WVG entfallen, neben dem neuen Verpflichteten.

§ 17  
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Schmutzwasser-
anlage angeschlossen ist oder der öffentlichen Schmutzwasseranlage von dem Grundstück 
Schmutzwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird 
oder die Zuführung von Schmutzwasser endet, weil die Grundstücksentwässerungsanlage 
vom Gebührenpflichtigen stillgelegt worden ist. Über die Stilllegung der Grundstücksent-
wässerungsanlage hat der Gebührenpflichtige den Verband schriftlich zu unterrichten.

(2) Entsteht oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so wird die 
Grundgebühr ab oder bis zu dem laufenden Monat des Anschlusses bzw. der Beendigung der 
Gebührenpflicht berechnet.

(3) Die Gebührenpflicht für die Beseitigung von Schmutzwasser aus abflusslosen Gruben 
und für die Beseitigung von Fäkalschlamm beginnt mit dem Tage des Anschlusses (Abpum-
pen) an die öffentliche dezentrale Entsorgung und endet mit dem Tage der Außerbetriebset-
zung der Anlage.

§ 18 
Erhebungszeitraum

(1) Erhebungszeitraum ist grundsätzlich das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebühren-
schuld entsteht. Endet die Zuführung von Schmutzwasser vor Ablauf des Kalenderjahres, 
entsteht die Gebührenschuld am Ende des Einleitzeitraumes. 

(2) Bei der Benutzung des dezentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen er-
folgt die Veranlagung nach der Durchführung der Entsorgung auf der Grundlage der Nach-
weise der entsorgten Mengen.

§ 19 
Berechnung, Fälligkeit, Mahnung, Säumniszuschläge und Stundungszinsen

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes endgültig abzurechnende Gebühr sind 
vierteljährlich Abschlagszahlungen am 1. März, 1. Juni, 1. September und 1. November des 
laufenden Jahres fällig. Die Höhe der Abschlagszahlungen wird vom WVG in dem Bescheid 
zur Jahresabrechnung nach der Schmutzwassermenge des Vorjahres festgesetzt. Die Gebüh-
ren können zusammen mit anderen Beträgen angefordert werden. 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird der Ab-
schlagszahlung eine Schmutzwassermenge von 2,5 m³ pro Person und Monat zugrunde ge-
legt.

(3) Die zu entrichtenden Beträge sind einen Monat nach Zugang des Bescheides fällig. Als 
Zahlungstag gilt bei Überweisungen der Tag der Gutschrift. 

(4) Mahnungen sind kostenpflichtig. Die Höhe der Mahngebühren bestimmt sich nach An-
lage 1 zu § 2 Satz 1 der Verordnung über die Kosten im Verwaltungszwangsverfahren (Vw-
KostVO). Daneben sind Säumniszuschläge in Höhe von 1 % pro angefangenem Monat der 
Säumnis zu entrichten.

(5) Für gestundete Forderungen werden Stundungszinsen berechnet. Die Höhe der Stun-
dungszinsen beträgt für jeden Monat 1/2 %. Sie sind vom Tage an, an dem der Zinslauf 
beginnt, nur für volle Monate zu zahlen, angefangene Monate bleiben außer Ansatz. Für 
die Berechnung der Zinsen wird der zu verzinsende Betrag auf den nächsten durch 50 Euro 
teilbaren Betrag abgerundet.

Abschnitt IV – Abwälzung der Abwasserabgabe

§ 20  
Gegenstand der Abgabe

(1) Der WVG wälzt die Abwasserabgabe für die Einleiter, die im Jahresdurchschnitt weniger 
als 8 Kubikmeter (m³) je Tag vorbehandeltes Schmutzwasser aus Haushalten und ähnliches 
Schmutzwasser unmittelbar in ein Gewässer oder in den Untergrund einleiten (Kleineinlei-
tungen) und für die er dem Land Sachsen-Anhalt gegenüber abwasserabgabenpflichtig ist, 
ab. Hierzu erhebt er nach Maßgabe dieser Satzung eine Abgabe.

(2) Eine Einleitung liegt nicht vor, wenn das Abwasser rechtmäßig einer öffentlichen Abwas-
serbehandlungsanlage zugeführt oder auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzten Böden rechtmäßig aufgebracht wird.
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(3) Eine Einleitung ist abgabefrei, wenn das Abwasser in einer Abwasserbehandlungsanlage 
behandelt wird, die mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht 
und der Schlamm einer dafür geeigneten Abwasserbehandlungsanlage zugeführt wird oder 
nach Abfallrecht entsorgt wird und eine wasserrechtliche Einleitgenehmigung vorliegt.

§ 21 
Abgabepflichtige

(1) Abgabepflichtig ist der Abwassereinleiter (Inhaber der tatsächlichen Sachherrschaft über 
die Einleitung). Es gilt die widerlegliche Vermutung, dass der Eigentümer eines Grundstük-
kes auch Einleiter im Sinne des Satzes 1 ist. Sollte im Einzelfall der Grundstückseigentümer 
nicht gleichzeitig auch Einleiter sein, so ist dieser verpflichtet, dem Verband darüber Mittei-
lung zu machen, wer die Sachherrschaft über die abgabepflichtige Einleitung ausübt. 

(2) Mehrere Abgabepflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Beim Wechsel des Abgabepflichtigen geht die Abgabepflicht mit Beginn des den Über-
gang folgenden Kalendermonats auf den neuen Verpflichteten über. Wenn der bisher Ver-
pflichtete die Mitteilung hierüber versäumt hat, so haftet er für die Abgabe, die auf den 
Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei dem Verband entfällt, neben dem neuen Ver-
pflichteten.

§ 22 
Entstehung und Beendigung der Abgabepflicht

Die Abgabenpflicht beginnt an dem Tag, an dem die Behandlungsanlage auf dem Grund-
stück in Betrieb genommen wird und endet mit dem Tag, an dem die Behandlungsanlage auf 
dem Grundstück außer Betrieb genommen wird bzw. mit dem Anschluss an die öffentliche 
Kanalisation. Der Zeitpunkt der Inbetriebnahme oder Stilllegung auf dem Grundstück ist 
dem WVG durch den Abgabepflichtigen schriftlich anzuzeigen. 

§ 23 
Erhebungszeitraum, Entstehung der Abgabeschuld

(1) Der Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Die Abgabeschuld entsteht jeweils am 30. April für das vorausgegangene Kalenderjahr, 
frühestens jedoch einen Monat nach der Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides für das 
betreffende Jahr an den Verband.

§ 24 
Abgabemaßstab und Abgabesatz

(1) Die Abgabe wird nach der Zahl der auf dem Grundstück wohnenden Einwohner berech-
net.

(2) Bei der Berechnung der Zahl der Einwohner ist von den durch das zuständige Einwoh-
nermeldeamt mitgeteilten Verhältnissen am 30. Juni des Kalenderjahres, für das die Abgabe 
zu entrichten ist, auszugehen.

(3) Die Abgabe beträgt je Einwohner 17,90 Euro im Jahr.

§ 25  
Veranlagung und Fälligkeit

Die Abgabe wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. Die Abgabe kann zusammen mit anderen Abgaben angefordert 
werden.

§ 26 
Pflichten des Abgabepflichtigen

Der Abgabepflichtige hat für die Prüfung und Berechnung der Abgabeansprüche erforderli-
che Auskünfte zu erteilen und nötigenfalls Zutritt zum Grundstück zu gewähren. Er hat jede 
Änderung der Einwohnerzahl im Sinne von § 24 dem WVG schriftlich zu melden.

Abschnitt V - Gemeinsame Vorschriften

§ 27 
Auskunftspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben dem WVG jede Auskunft zu erteilen, 
die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

(2) Der WVG kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft verpflichteten 
Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfang zu helfen.

(3) Soweit sich der WVG bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient, ha-
ben die Abgabenpflichtigen zu dulden, dass sich der WVG zur Feststellung der Schmutzwas-
sermengen nach § 14 Abs. 2 Buchst. a die Verbrauchsdaten von dem Dritten mitteilen bzw. 
über Datenträger übermitteln lässt.

§ 28 
Anzeigepflicht

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist dem WVG sowohl vom Veräu-
ßerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen.

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich dem WVG schriftlich anzuzeigen. 
Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder 
beseitigt werden.

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Schmutzwassermenge um 
mehr als 50 v. H. der Schmutzwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen wird, so 
hat der Abgabenpflichtige hiervon dem WVG unverzüglich Mitteilung zu machen.

§ 29 
Billigkeitsregelungen

Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise gestundet werden, 
wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten würde 
und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach 
Lage des Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 30 
Datenverarbeitung

(1) Zur Ausführung dieser Satzung darf der WVG die für die Ermittlung, Festsetzung und 
Erhebung von Beiträgen und Gebühren erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten erheben, speichern, verarbeiten und nutzen. 

(2) Der WVG darf die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des Melderegi-
sters und der Wasserversorgung bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich diese 
a) von den für das Verbandsgebiet zuständigen Gerichten (Grundbuchstellen) und Kataster-
ämtern,
b) den Mitgliedsgemeinden des WVG und ihren Verwaltungsgemeinschaften,
c)  den im Verbandsgebiet tätigen Wasserversorgungsunternehmen übermitteln lassen. 

(3) Die Weitergabe nach Abs. 2 darf auch regelmäßig und im Wege automatisierter Abruf-
verfahren erfolgen. Dies gilt hinsichtlich der Verbrauchsdaten der Wasserversorgung auch 
für Dritte im Sinne des § 10 KAG LSA. Der WVG trifft die erforderlichen personellen, 
technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Sicherstellung des Datenschutzes (§ 6 
DSG-LSA). 

§ 31  
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig i. S. v. § 16 Abs. 2 KAG-LSA handelt, wer vorsätzlich oder leichtfer-
tig 
1. entgegen § 14 Abs. 5, Satz 1 dieser Satzung dem WVG Wassermengen, die auf dem 
Grundstück gewonnen und dem Grundstück sonst zugeführte Wassermengen, für den ab-
gelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb des folgenden Monats 
nicht anzeigt bzw. den ordnungsgemäßen Nachweis über die entsprechenden Wassermengen 
nicht erbringt; 
2. entgegen § 14 Abs. 3 dieser Satzung keinen Wasserzähler einbauen lässt; 
3. entgegen § 27 dieser Satzung die für die Erhebung und Festsetzung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte nicht erteilt bzw. die Ermittlungen des WVG oder eines von ihm 
beauftragten Dritten nicht ermöglicht; 
4. entgegen § 28 Abs. 1 dieser Satzung den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück 
nicht innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt; 
5. entgegen § 28 Abs. 2, Satz 1 dieser Satzung nicht unverzüglich anzeigt, dass Anlagen auf 
dem Grundstück vorhanden sind, die die Berechnung der Abgaben beeinflussen; 
6. entgegen § 28 Abs. 2, Satz 2 dieser Satzung die Neuanschaffung, Änderung oder Besei-
tigung solcher Anlagen nicht anzeigt; 
7. entgegen § 28 Abs. 3 dieser Satzung den WVG nicht unverzüglich über zu erwartende 
Schwankungen der Schmutzwassermengen von mehr als 50 % unterrichtet.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 10.000,- Euro geahndet 
werden.

§ 32 
Salvatorische Klausel

(1)  Sollte eine der Bestimmungen dieser Satzung ganz oder teilweise rechtswidrig oder un-
wirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dadurch nicht 
berührt. In einem solchen Fall ist die Satzung vielmehr ihrem Sinne gemäß zur Durchführung 
zu bringen. 

(2)  Sollte die Bestimmung nach § 4 Abs. 3 Pkt. d) Nr. 2) dieser Satzung zur Tiefenbe-
grenzung von Grundstücksflächen, wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich und 
teilweise im Außenbereich liegen, ganz oder teilweise rechtswidrig oder unwirksam sein 
oder werden, so bleibt der Beitragsmaßstab im Übrigen davon unberührt. Dann wird die Bei-
tragsfläche ohne eine Tiefenbegrenzungsregelung jeweils im konkreten Einzelfall ermittelt, 
indem für das einzelne Grundstück jeweils gesondert festgestellt wird, bis wohin der Innen-
bereich reicht und wo der Außenbereich beginnt. 

§ 33 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Abgaben für 
die Schmutzwasserbeseitigung des Wasserverbandes Gardelegen vom 13.12.2012, zuletzt 
geändert am 04.04.2013, außer Kraft.

Gardelegen, 04.02.2015 

     

   
Verbandsgeschäftsführerin
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Teilnehmergemeinschaft des Bodenordnungsverfahrens „Jerchel“ 
Bodenordnungsverfahren „Jerchel“ Az.: 1-003-N
Flurbereinigungsbehörde
Der Vorstand

Öffentliche Bekanntmachung

Ladung zum 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan

Im Bodenordnungsverfahren „Jerchel“ ist der 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan aufge-
stellt worden und wird gem. §§ 59 und 63 Abs. 2 Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAn-
pG) i.d.F der Bekanntmachung vom 3. Juli 1991 (BGBl. I S. 1418), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I S. 2586) in Verbindung mit §§ 59 und 60 Abs. 1 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. 
I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) sowie 
§ 3 des Brandenburgischen Landentwicklungsgesetzes (BbgLEG) vom 29. Juni 2004 (GVBl. 
I S. 298) zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 33]) bekannt 
gegeben.

Gemäß § 59 Abs. 1 FlurbG finden folgende Termine statt:

1. Bekanntgabe des 1. Nachtrages zum Bodenordnungsplan (Offenlegungstermin)
Der 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan (textlicher Teil, Nachweise und Karten) liegt ge-
mäß § 59 Abs. 1 FlurbG zur Einsichtnahme für die davon betroffenen Beteiligten 
  vom 10. März bis 25. März 2015, von 8:00 Uhr bis 16:30 Uhr (werktags),
  beim Verband für Landentwicklung und Flurneuordnung Brandenburg (vlf)
  Friedrich-Engels-Straße 23
  14473 Potsdam
sowie am
  Donnerstag, den 26. März 2015, von 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr,
  im Gemeindezentrum Jerchel, 
  Am Dorfplatz 2 (ehemals Weg nach Bahnitz 2), 
  14715 Milower Land
offen.

Während dieser Zeit stehen Ihnen Bedienstete des Verbandes für Landentwicklung und 
Flurneuordnung Brandenburg (vlf) bzw. des Landesamtes für Ländliche Entwicklung, Land-
wirtschaft und Flurneuordnung (LELF) für Auskünfte und Rückfragen zu den übersandten 
Nachweisen und Unterlagen sowie zu der neuen Grundstückszuteilung zur Verfügung.

2. Anhörung der Teilnehmer zum bekanntgegebenen 1. Nachtrag zum Bodenordnungs-
plan (Anhörungstermin)
Der Anhörungstermin zum 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan findet statt am
  Donnerstag, den 26. März 2015, von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr,
  im Gemeindezentrum Jerchel, Am Dorfplatz 2 (ehemals Weg nach Bahnitz 2), 
  14715 Milower Land.
Zu diesem Termin wird hiermit geladen.
Gegen den bekannt gegebenen 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan kann Widerspruch erho-
ben werden. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Widersprüche zur Vermeidung 
des Ausschlusses während des Anhörungstermins oder innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Termin vorgebracht werden können. In dem unter 1. genannten Offenlegungstermin 
können keine Widersprüche erhoben werden. 
Die Widersprüche sind zu richten an:
  Teilnehmergemeinschaft des Bodenordnungsverfahrens Jerchel
  c/o Verband für Landentwicklung und Flurneuordnung Brandenburg (vlf)
  Friedrich-Engels-Straße 23
  14473 Potsdam.

Wer keinen Widerspruch vorzubringen hat und mit dem 1. Nachtrag zum Bodenord-
nungsplan einverstanden ist, kann dem Anhörungstermin fernbleiben.
Die Beteiligten können sich im Termin vertreten lassen. Der Vertreter hat eine schriftliche 
und von einer siegelführenden Behörde beglaubigte Vollmacht bis spätestens drei Wochen 
nach dem Termin beizubringen. Vollmachtvordrucke sind beim Landesamt für Ländliche 
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF) oder beim Verband für Landent-
wicklung und Flurneuordnung Brandenburg (vlf) erhältlich und können auf Wunsch zuge-
sandt werden. 

Der 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan wird gem. § 60 FlurbG aus folgenden Gründen 
aufgestellt:
1. Änderungen an der Verfahrensgrenze
2. Erledigung von Anträgen 
3. Änderung des textlichen Teils des Bodenordnungsplanes
4. Änderungen von Nachweisen und Verzeichnissen
5. Änderungen weiterer Bestandteile des Bodenordnungsplanes (Zuteilungskarte, Be-
schlüsse und Vereinbarungen)

Vom 1. Nachtrag zum Bodenordnungsplan betroffen sind die Teilnehmer mit folgenden 
Ordnungsnummern: 
200/00, 220/00, 400/00, 840/00, 1031/01, 1036/01, 1090/02, 1141/02, 9999/00
sowie Nebenbeteiligte.

Jerchel, den 02.02.2015
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